Westberlin — 
Hort der Reaktion 
Herd der Kriegsgefahr 


Eine Dokumentation zur Frontstadtpolitik 
des Westberliner Senats 


Vorwort 


Der Ausschuß für Deutsche Einheit übergibt der Öffentlichkeit eine 
Dokumentation über die Gefahr für den Frieden in Europa, die von 
Westberlin ausgeht. Westberliner NATO-Politiker haben diesem Teil 
der ehemaligen deutschen Hauptstadt den bezeichnenden Namen „Front- 
stadt“ beigelegt. Vollkommen zu Recht. Seit Jahren ist Westberlin das 
Zentrum des „kalten Krieges" in Europa, die Frontstadt der aggressiven 
NATO-Strategen und revanchelüsternen deutschen Monopolherren und 
Militaristen. 


Möge sich an Hand dieser Dokumentation jeder ein wahrheitsgemäßes 
Bild machen, was hinter der „Frontstadt" Westberlin, die fälschlicher- 
weise „Hort der Demokratie und Freiheit“ genannt wird, verbirgt. 


Westberlin ist ein Dschungel für die abenteuerlichsten Gestalten aus 
den Zeiten der Hitlerherrschaft, für gekaufte Subjekte der ver- 
schiedensten Spionagedienste, für sozial gescheiterte Existenzen, die 
jetzt ausgebildet werden für Provokationen, Diversionen und alle nur 
denkbar möglichen Verbrechen gegen die Deutsche Demokratische 
Republik und andere europäische Länder der Volksdemokratie. Ein von 
Westberlin ausgelöster Konflikt kann in Anbetracht der besonderen 
Berliner Situation die ganze Welt in Mitleidenschaft ziehen. Insofern ist 
das, was in Westberlin — meist der Öffentlichkeit verborgen — geschieht, 
von aligemeinem Interesse sowohl für die verantwortlichen Politiker, die 
Abgeordneten und die europäischen Völker selbst. 


Die vorliegende Dokumentation beweist an Hand unwiderlegbaren 
Materials, daß in Westberlin die alten Nazis, die schlimmsten Vertreter 
der faschistischen Zwangsherrschaft wieder die Schlüsselpositionen in 
der Westberliner Verwaltung, in der Polizei und im Justizapparat besetzt 
haben. Allein 23 schwerbelastete ehemalige faschistische Blut- und 
Sonderrichter, die skrupellos Antifaschisten aufs Schafott brachten, 
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amtieren in Westberlin. Unter ihnen befindet sich der Senatspräsident 
des Westberliner Landessozialgerichts, Dr. Arthur Neumann, der 
während der Gerichtsverhandlung gegen den Nazi-Feldmarschall 
Schörner überführt wurde, als ehemaliger Oberkriegsgerichtsrat die 
Erschießung deutscher Soldaten und Offiziere veranlaßt zu haben und 
zum „Sondereinsatz“ nach Frankreich kommandiert war. Dieser Mann, 
der sich selbst in einem unserer Dokumentation beigefügten Brief als 
Blutrichter bezeichnet, ist in Westberlin weiter im Amt und bezieht vom 
Senat sein hohes Gehalt. 


Umgekehrt zeigen die von uns veröffentlichten Materialien, daß die 
konsequentesten antifaschistischen Widerstandskämpfer in Westberlin 
schon seit Jahren wieder die Verfolgten sind. Bürger, die Parteien und 
Organisationen angehören, die in Westberlin zugelassen sind, aber die 
NATO- und Frontstadtpolitik nicht mitmachen, und auch Parteilose, die 
keinen Hehl daraus machen, daß sie für Frieden, Sicherheit und Völker. 
verständigung eintreten, werden politischen und materiellen Repressa- 
lien ausgesetzt. 


Dus liegt ganz auf der Linie, die der neue Bonner Justizminister 
Schäffer kürzlich in einer Veranstaltung der niederbayrischen CSU ent- 
wickelte. Nach dem Motto „Die Juden sind unser Unglück“ behauptete er, 
die Wiedergutmachungsleistungen an den Opfern des Faschismus 
bedrohen Westdeutschland mit einer Inflation. Mit Recht knüpfte der 
SPD-Pressedienst vom 17. Dezember 1957 daran folgende Über. 
legungen: 
„Diejenigen, die im Dritten Reich verfolgt und getreten wurden, die in den 
Konzentrationslagern unsäglichen Qualen ausgesetzt waren und die An- 
gehörigen jener, denen der Ernährer erschlagen oder hingerichtet wurde, 
sollen nochmals die ersten Opfer einer verderblichen Politik werden. Die 
vorgesehenen und die noch zu erwartenden Rüstungsausgaben stehen in 
keinem Verhältnis zu den Leistungen für die Wiedergutmachung.” 


Westberlin ist zum Zentrum einer friedensfeindlichen Politik, des kalten 
Krieges gegen die DDR geworden. Chauvinismus und Revanchepolitik 
treiben hier die wildesten Blüten und machen die Westsektoren Berlins 
zu einem Pulverfaß in der Mitte Europas, 


Der aufmerksame Leser dieser Dokumentation, deren Echtheit verbürgt 
ist, und die lediglich den Nachteil hat, daß sie nicht das Zeugnis der 


2 


Vollständigkeit erhalten kann, wird zu seinem eigenen selbstständigen 
Urteil gelangen. Möge jeder, der sich für den Frieden in Europa ver- 
antwortlich fühlt, erkennen, daß man einen Zustand beenden muß, 
durch den die Sicherheit für alle bedroht ist. 


Westberlin ist das Pulverfaß der NATO, und, wie diese Dokumentation 
beweist, sind es die alten deutschen Faschisten, Militaristen und Kriegs- 
brandstifter, die die Hand an der Lunte dieses Pulverfasses haben. 


Die Wahrheit über Westberlin kennen und diese Wahrheit verbreiten — 
auch das ist eine nützliche Tat für den Frieden in Europa. 


Ausschuß für Deutsche Einheit 
Januar 1958 


I. Neue Machtpositionen für alte Nazis 


1. Faschisten und Militaristen in der 
Wesiberliner Verwaltung 


Gesamtzahl und Besoldung der 13ier 


Wie überall in der Bundesrepublik ermöglichte auch in Westberlin 
das „Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen“ vom 11. Mai 1951 
(131er-Gesetz) das Eindringen faschistischer Elemente in die Ver- 
waltung. Die Westberliner Frontstadtpolitiker taten alles, um jenen 
Kräften neue Machtpositionen zu verschaffen und demokratisch ge- 
sinnte Angestellte, die nach 1945 den Neuaufbau der Verwaltung in 
Angriff nahmen, zu verdrängen. 


Nach den 88 12 und 13 des 13ler-Gesetzes ist jede öffentliche Dienst- 
stelle verpflichtet, 20 Prozent ihres Planstellensolls und 20 Prozent 
des Besoldungsaufwandes mit ehemaligen Beamten des faschisti- 
schen Staates zu besetzen. Wird dieser Prozentsatz nicht erreicht, 
muß ein Ausgleichsbetrag von 25 Prozent des Unterschiedes gezahlt 
werden; d. h., die betreffende Dienststelle wird bestraft. Diese 
Strafe zugunsten faschistischer Beamter haben letztlich all jene 
Steuerzahler zu tragen, die unter den Folgen des Hitler-Krieges zu 
leiden haben. 


Wie Bürgermeister Amrehn (CDU) und Innensenator Lipschitz (SPD) 
am 8. September 1956 dem Westberliner Abgeordnetenhaus mit- 
teilten, waren zu diesem Zeitpunkt 19,11 Prozent des Besoldungs- 
aufwandes und 18,01 Prozent des Planstellensolls mit 131ern besetzt; 
Für die Zeit vom 1. Oktober 1955 bis zum 31. März 1956 waren da- 
her 600 767 Westmark an den Bund abzuführen (laut „Mitteilungen“ 
Nr. 33 des Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin). 600 000 
Mark mußte die Westberliner Bevölkerung an Steuergeldern auf- 
bringen, um die Rentenzahlung an nichtbeschäftigte 131er zu finan- 
zieren! 


Am 4. April 1957 nahm der Bundestag die zweite Novelle zum 13ler- 
Gesetz an, nach der die Gruppe der Betroffenen um 90 000 erweitert 
und ihre Bezüge wesentlich erhöht werden. 300 Millionen DM wer- 
den dafür zusätzlich ausgegeben. Diese Entscheidung wird auch für 
Westberlin eine Erhöhung der Ausgaben mit sich bringen, 


Am 3. September 1956 dokumentierte der Westberliner Senat erneut 
seine Frontstadtpolitik und seine Zielsetzung, sich in die inneren 
Angelegenheiten des Magistrats von Groß-Berlin einzumischen und 
faschistische Elemente im demokratischen Sektor zu fördern und zu 
unterstützen. Der „Tag“ vom 4. September 1956 meldete: 


„Der Senat hat sich am Montag nach längerer Pause wieder einmal 
mit den ‚l3lern‘ beschäftigt. Zuerst wurde eine Vorlage zur Be. 
schlußfassung für das Abgeordnetenhaus verabschiedet, nach der im 
Vorgriff auf eine gesetzliche Regelung ehemaligen Angestellten und 
Arbeitern sowie deren Hinterbliebenen, die in Ostberlin oder in den 
Randgebieten wohnen und einen Versorgungsanspruch nach dem 
13ler-Gesetz haben, eine jederzeit widerruflich laufende Unter- 
stützung gewährt werden kann. ... 

Die Unterstützung kann bis zur Höhe der ruhenden Versorgungs- 
bezüge gewährt werden und soll vom 1. Juli 1956 an erfolgen. Für 
das Rechnungsjahr 1956 sind rund 460 000 DM für diesen Zweck er- 
forderlich. Bisher liegen bei den Pensionsstellen 445 Anträge vor.“ 


Die nachfolgende Aufstellung gibt Aufschluß darüber, wie stark die 
Westberliner Verwaltung bereits mit Beamten des faschistischen 
Staates durchsetzt ist. Sie wurde den „Mitteilungen“ Nr. 33 des 
Präsidenten des Abgeordnetenhauses vom 15. September 1956 ent- 
nommen. 


Sie gibt an, wie der in $ 12 des 131er-Gesetzes festgelegte 20pro- 
zentige Anteil am Besoldungsaufwand und der in $ 13 geforderte 
20prozentige Anteil der 13ler am Planstellensoll in den einzelnen 
Westberliner Dienststellen erfüllt wurde. 


Besoldungs- Planstellen- 
aufwand ($ 12) soll (8 13) 
in % in % 
din det pn ey ne a m meer nl nen nun ey er 
Abgeordnetenhaus _.......er.... ß 29,71 21,05 
Senator für Arbeit und Sozial- 
wesen — Arb — .......ssss0sser rn 27,19 19,23 
Senator für Arbeit und Sozial- 
WEsen = 502 una s 18,09 30,90 
Senator für Bau- und 
Wohnungswesen c...n00nrennn 000 A 20,74 23,70 
Senator für Gesundheitswesen 16.76 18,07 
Senator für Inneres ............ 17,60 27,36 


Besoldungs- Planstellen- 
aufwand ($ 12) soll ($ 13) 

in in % 
Senator für Jugend und Sport 6,98 14,18 
Senator für Verkehr und 
Betriebe ne 24,28 15,48 
Senator für Volksbildung und 
Hoch- und Fachschulen, In- 
stitute, wiss. Bibliotheken usw, 16,75 15,29 
Senator für Volksbildung — 
künstler. Einrichtungen — ..... P 9,80 an 
Senator für Wirtschaft 
und Kredit: siuualesiens BER 25,92 30,65 
Senator für Finanzen einschl, 
Landesamt für Besatzungs- 
läaslen nasser 21,33 24,00 
Senator für Finanzen, Sonder- 
vermögens- u. Bauverwaltung 43,11 34,21 
Landesfinanzamt, Abt. Steuern 34,38 29,43 
Landesfinanzamt, Abt. Zoll 50,39 39,34 
Landesfinanzamt, Hauptzollamt 
Hansa ans 2 63,20 51,05 
Senator für Justiz, 
Justizbehörden .....crrsessreoor« ent 32,83 28,58 
Senator für Justiz, 
Verwaltung. saurer ; 24,38 30,77 
Senator für Bundesangelegen- 
heiten. asien 30,28 31,58 
Oberverwaltungsgericht ........ 61,53 54,79 
Verwaltungsgericht ..............+ 40,37 43,69 
Treuhandstelle Reichs- 
Baltentamt scene 61,41 58,62 
Rechnungshof _....esesssesecerenene 31,94 30,86 
Polizeipräsident, Verwaltungs- 
Polizei east 32,38 27,21 
Amtliche Anstalt für Karto- 
graphie und Kartendruck ...... 67,55 100,00 
Technische Universität ...... 12,74 17,59 


Die vorliegende Übersicht gibt den effektiven prozentualen Anteil 
der 13ler am gesamten Planstellensoll und am gesamten Besol- 
dungsaufwand der entsprechenden Dienststelle wieder. Sie läßt 
erkennen, daß gerade die wichtigsten Dienststellen des Senäts die 
vom Gesetz verlangten 20 Prozent bei weitem: überschreiten. Die 
Forderungen der 85 12 und 13 des 13ler Gesetzes beziehen sich nur 
auf die Beamten, nicht auf das im Angestelltenverhältnis stehende 
Verwaltungspersonal. Es sind also auf jeden Fall leitende Positio- 
nen, die mit ehemaligen Dienern des faschistischen Staatsapparates 
besetzt werden. 


Es gehört zum Gesicht des Westberliner Senats, daß gerade in einer 
Reihe innenpolitisch besonders wichtiger Senatsstellen die größte 
Anzahl faschistischer Beamter eingestellt wurde. Die Tatsache, daß 
häufig der Anteil am Besoldungsaufwand höher liegt .als der Anteil 
am Planstellensoll, zeigt, daß vorrangig die hochbezahlten, also die 
führenden und einflußreichsten Positionen mit Beamten besetzt 
sind, die bereits im Hitlerreich willig die faschistische Politik gegen- 
über der Bevölkerung durchsetzten und heute eifrig bemüht sind, 
diese Linie weiterzuführen. 


Der von Innensenator Lipschitz angegebene Erfüllungsstand von 
19,11 Prozent ($ 12) und 18,01 Prozent ($ 13) bezieht sich auf alle 
Westberliner Haupt- und Bezirksverwaltungen. Legt man jedoch 
nur die entscheidenden Hauptverwaltungen zugrunde, die hier 
wiedergegeben wurden, so ergibt sich, daß hier weit über 50 Pro- 
zent mehr unverbesserliche Faschisten in ihre alten einflußreichen 
Positionen geschoben wurden, als der Senat selbst nach dem berüch- 
tigten 131er Gesetz verpflichtet gewesen wäre, einzustellen. 


Sie regieren wieder! 


Im Sommer 1957 waren mindestens 18 000 Beamte des faschistischen 
Staatsapparates mit ihren alten Rängen wieder in der Westberliner 
Verwaltung eingestellt worden. 


Verantwortlich für diese Einstellung und Förderung ist Innen- 
senator Lipschitz (SPD). Um die demokratische Fassade des Senats 
zu wahren und nicht allzu offensichtlich zuzugeben, welch großes 
Wohlwollen man den 13lern entgegenbringt, strengte Lipschitz im 
Februar 1956 eine Untersuchung gegen 30 bis 40 Beamte an, die 
selbst nach dem 13ler-Gesetz zu hohe Stellungen innehaben. Sie 
wurden wegen ihres aktiven Eintretens für den Faschismus und 
wegen der führenden Positionen, die sie dadurch errangen, selbst 
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nach dem großzügigen Gesetz gewissen Einschränkungen unterwor- 
fen. Vor Beginn der Untersuchungen meldete der „Telegraf“ vom 
3. Februar 1956: 


„Der Senator vermutet, daß einige der Verantwortlichen (für die Ein- 
stellung) selbst belastet sind.“ 


Die Tatsache, daß ein Untersuchungsergebnis nie veröffentlicht 
wurde, läßt den Schluß zu, daß bei zu vielen der Verantwortlichen 
braune Flecke auf der weißen Weste sichtbar geworden wären. 


Einige Beispiele sollen zeigen, welche faschistischen Elemente durch 
die Förderung hoher Senatsbeamter wieder in die Westberliner 
Verwaltung eindringen konnten. 


Senatsrat Hans von Malcomes 


In der Nazizeit war er offizieller SS-Rechtsberater im Range eines 
SS-Hauptsturmführers — heute ist er als Senaisrat in der Senats- 
abteilung für Bundesangelegenheiten in Bonn tätig. M., der als Ent- 
lastungszeuge im Prozeß gegen den ehemaligen SS-Standarten- 
führer Himpe vernommen wurde (er hatte während der Erschießung 
von vier Bürgern im Vorzimmer Skat gespielt), erklärte auf die 
Frage, ob er sich über die Erschießung keine Gedanken gemacht 
habe: „Nein. Der Führer hatte das Verfahren gegen die beteiligten 
SS-Leute niedergeschlagen. Damit war Schluß und Schwamm 
drüber.“ 

(Quelle: Drucksache des Abgeordnetenhauses Nr. 355 v. 1. 10. 1955.) 


Dr. Erttel 


E. war Adjutant des Hitlerschen Stadtkommandanten von Berlin 
und hatte damals Hunderte von Todesurteilen unterzeichnet. Bis vor 
kurzem als Amtsrat beim Senator für Sozialwesen, Abt. PrV, tätig 
gewesen, erhält er jetzt eine hohe Pension. 


Ein Nazihenker durfte also nach 1945 erneut jahrelang seine Opfer 
verfolgen. In der vorliegenden Dokumentation wird der Beweis 
erbracht, daß in Hunderten Fällen die PrV-Anerkennung verweigert 
wurde, weil die Betreffenden sich nach der Spaltung Berlins für 
demokratische Prinzipien und die Ziele der Weltfriedensbewegung 
in Westberlin einsetzen, 


Saleina, Reinickendorf, General-Woyna-Str. 67 


S., heute als gut bezahlter Senatsbeamter (l13ler) im Tiefbauamt 
Charlottenburg tätig, war Sturmführer des SS-Sturmes 42. Auf sein 
Konto kommen unzählige Untaten des von ihm geführten SS- 
Sturmes. 


Unter seinem Befehl wurde der junge Gerhard Pohl aus der 
Sickinger Str. 73 am 1. Mai 1933 in dem Sturmlokal Bärenschenke, 
Genterstraße, Wedding, viehisch zusammengeschlagen, weil er mit 
„Guten Abend“ und nicht mit „Heil Hitler“ gegrüßt hatte. P. erlag 
kurze Zeit darauf seinen Verletzungen. 

SS-Führer Saleina ist wohlbestallter Hausbesitzer. In einem seiner 
Mietshäuser, Berliner Straße 104, wurde 1953 der Antifaschist Fritz 
Mattei von einer Rotte vertierter SS-Banditen, Kumpanen Saleinas, 
aus der Wohnung seschleift und schon auf der Treppe vor den 
Augen seiner Mutter halbtot geprügelt. Mattei endete in einem der 
vielen Mordkeller, in denen die Nazis ihre Opfer umbrachten. 


Der Vizepräsident des Abgeordnetenhauses 
Wolfram Müllerburg (CDU) 


gehörte von 1933 bis 1934 dem Stahlhelm, 
von 1934 bis 1945 der SA, 
von 1933 bis 1945 dem NS-Rechtswahrerbund, 
von 1940 bis 1945 dem Reichskolonialbund, 
von 1940 bis 1945 dem Luftschutzbund an. 


Ulrich Kanthack (FDP) FVP 


Er war Stellvertreter des Reichsverteidigungskommissars für Berlin 
und Mitglied der NSDAP. 


Heute ist er Regierungsdirektor im Senat für Inneres, Abteilungs- 
leiter der Abt. III. 


Dr. Lachmann 
Mitglied der NSDAP seit 1. Mai 1933, Nr. 2010646, Blockleiter, 
heute Mitarbeiter beim Senator für Inneres. 


Alfons Waltzog 


ist Mitglied des Abgeordnetenhauses und des Verwaltungsaus- 
schusses des Abgeordnetenhauses. Während der Nazizeit war er 
Oberregierungsrat im Rechtsamt des Göringschen Reichsluftfahrt- 
ministeriums. 
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sS-Führer heute wieder in leitenden Funktionen 
in der Westberliner Polizei 


Eine besondere Domäne ehemaliger SS-Führer und anderer aktiver 
Nazis ist die Westberliner Polizei, die unter Leitung des Sozialdemo- 
kraten Stumm steht. Diese für die Frontstadtpolitik bezeichnende 
Tatsache wurde der Öffentlichkeit wenigstens teilweise durch einen 
Artikel im „Telegraf“ vom 16. Juni 1956 bekannt. Unter der Über- 
schrift „Himmlers ‚Gorilla‘ bei der Kripo — Frühere SS-Führer in 
Berliner Polizei“ schrieb der „Telegraf“: 


„Was soll der Bürger von einer Polizei halten, die Männer als hohe 
Beamte aufweist, die Angehörige des gefürchteten nationalsozialisti- 
schen Sicherheitsdienstes waren! Einer Organisation also, die jegliche 
Opposition gegen Hitler mit blutiger Gewalt unterdrückte!“ 


Wie wenig ernst es dem „Telegraf“ allerdings mit dieser „Enthül- 
lung“ ist, geht daraus hervor, daß er nur die Anfangsbuchstaben 
dieser SS-Führer nennt und die Behauptung aufstellt, Aufgabe der 
Westberliner Polizei wäre, „für demokratische Gesetzlichkeit zu 
bürgen“. Es handelt sich bei der Liste des „Telegraf“* um folgende 
leitende Angehörige der Westberliner Kriminalpolizei: 


Hans Jüterbog 


Heute ist er führend in der Abteilung I des Polizeipräsidiums tätig, 
einer Abteilung, die politische Delikte bearbeitet. Früher war J. 
SD-Offizier und zählte zur Leibwache der. Familie Himmler. Der 
„schwarze Heinrich“ schenkte seinem „Gorilla“ wegen besonderer 
Verdienste eine goldene Uhr, 


Heinz Müller und Bruno Reichert 


haben heute leitende Positionen im Landeskriminalamt Berlin, 
Beide waren SS-Hauptsturmführer und NSDAP-Mitglieder, 


Togotzes, 


Kriminaldirektor im Westberliner Polizeipräsidium, Leiter einer 
Westberliner Mordkommission, war sogar SS-Sturmbannführer und 
Mitglied der NSDAP. 


Werner Menzel, 


Kriminalrat, Inspektionsleiter der Kriminalinspektion Tiergarten, 
fiüher SS-Obersturmführer, 
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Paul Sperber, 


Leiter der Kriminalinspektion Wilmersdorf, früher SS-Hauptsturm- 
führer und Gestapo- und SD-Angehöriger. Sp. war Mitglied fol- 
gender faschistischer Organisationen: Stahlhelm, NSV, NS-Alt- 
herrnbund, Reichsluftschutzbund, NSKK, NSDAP. 


Kutscha, Kriminalkommissar 


Über die Wiederverwendung faschistischer Polizeibeamter hat Kri- 
minalkommissar Kutscha maßgeblich mitzuentscheiden. Er war 
selbst NSDAP-Mitglied und schleust jetzt seine Gesinnungsfreunde 
in die Westberliner Polizei ein. K. hat sich seine einflußreiche 
Stellung mittels Fragebogenfälschung erschlichen. Aus den im Docu- 
ment Center enthaltenen Angaben ist ersichtlich, daß K. auf seinen 
Antrag vom 23. Dezember 1939 am 1. März 1940 in die NSDAP 
aufgenommen worden war. Dieses wurde bei einer kleinen Anfrage 
im Abgeordnetenhaus bekanntgegeben. Aus der Antwort, die der 
Bürgermeister Amrehn, CDU, gab, geht hervor, daß der Senat nicht 
gewillt ist, gegen K. irgend etwas zu unternehmen. In einer Mittei- 
lung des Polizeipräsidenten an die Alliierte Dienststelle vom 12. April 
1954 heißt es: 


„Das dienstliche Verhalten des Kriminalkommissars Kutscha hat im 
übrigen bisher keine Veranlassung zu Zweifeln an seiner demokra- 
tischen Gesinnung und Haltung gegeben... 

Die vorgenannten Umstände geben mir keine Handhabe zu diszipli- 
naren Maßnahmen gegen Herrn Kutscha. Gegen seine Verwendung 
in der Kriminalpolizei habe ich auch unter Berücksichtigung der 
BK/O (49) 123, Abs.7, keine Bedenken.“ 

(Veröffentlich in Mitteilungen Nr. 32 des Präsidenten des Abgeordne- 
tenhauses von Berlin.) 


Auch in der Westberliner Schutzpolizei haben sich ehemalige SS- 
Führer und Gestapo-Angehörige breitgemacht, die nach 1933 demo- 
kratische Kräfte aus der Polizei entfernten, an der Verfolgung von 
Widerstandskämpfern beteiligt waren oder Exekutionskommandos 
in den von den Faschisten besetzen Ländern angehörten. 


Nazirichter in Amt und Würden 


Der Ausschuß für Deutsche Einheit hat den Nachweis erbracht; daß 
Hunderte Hitlerscher Blutrichter, die für die infamen Ziele des 
Faschismus ungezählte Menschen vieler europäischer Völker in den 
Tod schickten, heute vom Bonner Staat wohlbezahlte hohe Stel- 
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Jungen in der westdeutschen Justiz innehaben. Allein 23 von ihnen 
sitzen nach bisherigen Untersuchungsergebnissen in der West- 


berliner Justiz. 


Domann 
Dr. Lell 


Dr. Hinke 


lIerfurth 


Neuhaus 


Richert 


Dr.Schabronath 


Wehl 


Seiffert 


Rehfeld 


Feißel 
Gfrörer 


Imme 


Lundquist 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


früher: 


heute: 


Staatsanwalt, Ankläger am Volksgerichtshof, 
Staatsanwalt in Westberlin; 


Staatsanwalt, Ankläger am Volksgerichtshof, 
Staatsanwalt in Westberlin; 


Landgerichtsrat, Richter am Sondergericht III, 
Berlin, 
Kammergerichtsrat in Westberlin; 


Landgerichtsrat, Richter am Sondergericht II, 
Berlin, 
Kammergerichtsrat in Westberlin; 


Amtsgerichtsrat, Ankläger beim Sonder- 
gericht VI, Berlin, 
Kammergerichtsrat in Westberlin; 


Amtsgerichtsrat, Richter am Sondergericht 
Elbing, 
Staatsanwalt in Westberlin; 


Amtsgerichtsrat, Richter am Sondergericht 
Berlin, 
Amtsgerichtsrat in Westberlin; 


Landgerichtsrat, Richter am Sondergericht‘ 
Berlin, 
Amtsgerichtsrat in Westberlin; 


Amtsgerichtsrat am Sondergericht Lodz, 
Landessozialgerichtsrat in Westberlin; 


Landgerichtsrat, Richter am Sondergericht 
Berlin, 
Amtsgerichtsrat in Westberlin; 


Staatsanwalt beim Sondergericht Berlin, 
Oberstaatsanwalt in Westberlin; 


Kammergerichtsrat, 
Kammergerichtsrat in Westberlin; 


Staatsanwalt beim Sondergericht Berlin, 
Oberstaatsanwalt beim Kammergericht in 
Westberlin; 


Staatsanwalt beim Sondergericht Rostock, 
Staatsanwalt in Westberlin; 


13 


Söntgen früher: Staatsanwalt beim Söndergericht Berlin, 
heute: Oberstaatsanwalt in Westberlin; 
Tacik früher: Staatsanwalt beim Sondergericht Berlin, 
heute: I. Staatsanwalt in Westberlin; 
Gebert früher: Oberlandesgerichtsrat in Posen, 
heute: Amtsgerichtsrat irr Westberlin; 
Dr. Görner früher: Amtsgerichtsrat beim Sondergericht Posen, 
heute: Erster Staatsanwalt in Westberlin; 
Krause, früher: Erster Staatsanwalt in Ozawa, 
Herbert steht auf der Kriegsverbrecherliste der CSR 
(A — 6/287), 
heute: Landgerichtsrat in Westberlin; 
Pollok früher: Landgerichtsrat beim Sondergericht Posen, 
heute: Amtsgerichtsrat in Westberlin; 
Görcke, früher: Kriegsgerichtsrat bei einem Feldgericht in 
Hans H, Frankreich, 
heute: Generalstaatsanwalt beim Landgericht in 
Westberlin; 
Taeniges, früher: Kriegsgerichtsrat bei einem Feldgericht in 
Reinhard Frankreich, 
heute: Senatspräsident beim Kammergericht in 
Westberlin; 
Dr. Neumann, früher: Oberkriegsgerichtsrat in Polen und Frankreich, 
Arthur heute: Senatspräsident beim Landessozialgericht in 


Westberlin. 


2. Militaristische Organisationen in Westberlin 


1122 Soldaten- und Traditionsverbände, darunter 45 der Waffen-SS, 
existieren heute in der Bundesrepublik und in Westberlin. Mit der 
Förderung dieser Verbände stützt sich die Bonner Regierung auf 
eine der übelsten Traditionen der Wilhelminischen und Hitlerschen 
Ära des deutschen Imperialismus. Es entspricht der politischen Aul- 
gabenstellung der „Frontstadt“ Westberlin, daß gerade hier eine 
Konzentration von zum größten Teil neofaschistisch orientierter 
Soldaten- und Traditionsverbände tätig ist. Bisher wurden in West- 
berlin 74 solcher Organisationen bekannt. Sie erfreuen sich der 
stillschweigenden Duldung und sogar der Förderung durch den 
Westberliner Senat. 
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Der „Stahlhelm“ (Bund der Frontsoldaten) 


Der Landesverband Berlin gliedert sich auf in 3 Gaue und 20 Orts- 
gruppen. Geschäftsstelle Berlin-Charlottenburg, Momsenstr. 13. 


Vorstand: 

Gurth, Alfred, Landesführer. 
G. war ehemaliger Hauptmann in der faschistischen Wehr- 
macht, betreibt neben seiner Funktion eine Schnellhefter- 
fabrik in Berlin-Halensee., 

srammelsdorf, Gauführer. 
G. ist ehemaliger Oberstleutnant der faschistischen Armee 
und als übler Scharfmacher bekannt. 

Gröbel, Landesamtsleiter 

Ohl, Jungstahlhelmführer 

Kühl, Scharnhorstführer 

Annenhofer, Sozialreferent 

Purbs, Organisation und Propaganda 

Bialuch, Stahlhelmfrauenbund (Königin Luise) 

Kammin, Finanzen 

Tietsch, Adalbert, Abwehrbeauftragter. 


Als Unterorganisation hat der „Stahlhelm“ die Scharnhorstjugend 
(Schüler bis zum 14. Lebensjahr), Jungstahlhelm (Jugendliche über 
14 Jahre) sowie den Königin-Luise-Bund, gibt ein eigenes Presse- 
organ heraus, „Der Stahlhelm“, 


Der „Stahlhelm“ ist dieselbe Organisation geblieben, die er seit 
seiner Gründung war. Es herrschen monarchistisch-faschistische Ten- 
denzen vor. Das Schwergewicht der Arbeit des „Stahlhelms“ richtet 
sich im besonderen gegen die organisierte Arbeiterschaft und deren 
Organisationen. Auch in Westberlin tritt der „Stahlhelm“ unifor- 
miert unter schwarzweißroten Fahnen (Reichskriegsflagge) auf. 


Kyffhäuserbund 


Er hat Ortsgruppen in allen Westberliner Bezirken. In diesen geht 
es militärisch zu. Die Mitgliedschaft setzt sich im besonderen aus 
Teilnehmern des ersten Weltkrieges zusammen. Nur vereinzelt ge- 
hören Teilnehmer des zweiten Weltkrieges dem Kyffhäuser-Bund 
an. Besondere Jugendgruppen sind im Aufbau begriffen. 


Der Kyffhäuserbund tritt bei Veranstaltungen uniformiert auf. 
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Der Kyffhäuserbund hat das Bestreben, zusammen mit dem Ver. 
band deutscher Soldaten und dem „Stahlhelm“ alle ehemaligen Sol- 
daten in einer einheitlichen Organisation zusammenzufassen. Sie soll 
nach dem Führerprinzip ausgerichtet werden. Auf einer Zusammen- 
kunft, die im Frühjahr 1955 stattfand, wurde von dem westdeutschen 
Vorstandsmitglied Stollberg dargelegt, Sinn des Zusammenschlusses 
sei, „den Roten von der SPD, SED und den Gewerkschaften stärker 
als bisher die Faust zu zeigen“, 


Vorstand: 

v. Mackensen, Generalleutnant a.D. — 1. Vorsitzender 
v. Kumowsky, Johannes — 2. Vorsitzender 

Nordhues, A. — Geschäftsführer 

Geschäftsstelle Berlin-Lichterfelde-West, Asternplatz 2 
Presseorgan „Der Kyffhäuser“ 

Mitgliederzahl in Westberlin: etwa 1000 


HIAG 


(Hilfsgemeinschaft auf Gegenseitigkeit der Soldaten der ehe- 
maligen Waffen-SS) 


Vorstand: 

Schneider, Wolfram, 1. Vor- Strauß, Willi 
sitzender Rödel, Werner 

Schillat, Gerhard, 2. Vor- Kaiser, Harald 
sitzender Knospe, Max 


Meier, Wolfgang 
Schober, Karl 
Krug, Engelbert 


Kieling, Kurt, Geschäftsführer 
Eisfeld, Herbert, Kassierer 


Reise, Maria Kellner, Willi 
Orlowski, Günther Eysell, Otto 
Buchhardt, Gerhard Hartmann, Wilhelm 
Viesmann, Margot Wolff, Werner 


Die HIAG ist die Tarnorganisation ehemaliger SS-Leute. Unter dem 
Deckmantel, daß es sich um eine Vermißtensuchgemeinschaft han- 
delt, wird die Öffentlichkeit irregeführt. Die Mitgliedschaft setzt sich 
in der Hauptsache zusammen aus aktiven SS-Leuten, Gestapo-Leuten, 
KZ-Aufsehern und ähnlichen Verbrechern., 


Presseorgan ist „Der Freiwillige“. Diese Zeitung ist nicht im freien 
Verkauf erhältlich, 
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Verband deutscher Soldaten (VdS) 


hat Ortsgruppen in allen Westberliner Bezirken. 


Vorstand: 
Hofmann, Albert — Major a. D. — Vorsitzender 
Schmidt, Werner — Geschäftsführer 


Der Berliner Organisation des VdS gehören in der Hauptsache Offi- 
ziere der faschistischen Wehrmacht an. Sie unterhält in Berlin- 
Charlottenburg, Berniburgstraße 11, ein eigenes Büro. 


Es sind Bestrebungen im Gange, daß der VdS auch die Betreuung 
der Soldaten und Offiziere der Bundeswehr übernimmt. 


Presseorgan dieses Verbandes ist „Soldat und Volk“. 


Neben diesen großen Organisationen besteht eine Vielzahl von 
T'raditionsverbänden einzelner Waffengattungen oder einzelner 
Truppenteile. Dazu gehören in Westberlin u.a.: 


Hilfsgemeinschaft der Bärenfreunde 
(ehemalige Soldaten der 3. Panzer-Division) 


Vorstand: 
Feldhus, Friedrich — Major a.D. — Vorsitzender 
Weiß, Harry, Geschäftsführer 


John, Wolfgang, verantwortlich für Propaganda (Mitteilungs- 
blatt) 


Die „Bärenfreunde“ arbeiten eng zusammen mit den in Westberlin 
bestehenden militaristischen und faschistischen Organisationen, die 
auch auf ihren Veranstaltungen als Gäste teilnehmen. 


Sie haben Unterorganisationen in allen Ländern der Bundesrepublik 
und in Österreich. In Westberlin treten die „Bärenfreunde“ beson- 
ders aggressiv auf gegen die Organisationen der Arbeiterklasse und 
genießen in ihrer Arbeit die Hilfe Westberliner Senatsdienststellen. 
Der Versuch, Pfingsten 1955 mit einer provokatorischen Veranstal- 
tung aufzutreten, wurde von der Arbeiterschaft vereitelt. Auch die 
erneuten Versuche am 25. und 26. Mai 1957, ein Reichstreffen in 
Westberlin zu veranstalten, wurden durch die Massenproteste der 
Arbeiterschaft verhindert. Die „Bärenfreunde“ sahen sich genötigt; 
das geplante Treffen bis auf weiteres zu vertagen. 
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Bund ehemaliger deutscher Fallschirmjäger 
Landeskameradschaft Berlin 


hat Kameradschaften in den Bezirken Neukölln, Kreuzberg, Wed- 
ding, Steglitz und Charlottenburg. 


Landeskameradschaftsleiter ist der ehemalige Offizier. der faschisti- 
schen Wehrmacht Droste. 


Vorstand: willy Knapp 

Heinz Otto Jäckel Herbert Karaschewski 
Heinrich Müller Herbert Baaske 
Horst Jochmann Gerdi Werner 


Geschäftsstelle der Landeskameradschaft: Berlin-Charlottenburg, 
Bismarckstraße 11 


Der Bund ehemaliger Fallschirmjäger arbeitet mit allen faschisti- 
schen und militaristischen Organisationen in Westberlin zusammen 
und macht kein Hehl aus seiner Förderung durch die Westberliner 
Verwaltungsstellen: 
„Wir verfügen innerhalb unserer Kameradschaft über maßgebliche 
Leute in einzelnen Dienststellen und Institutionen, die jederzeit bereit 
sind, sich für uns zu verwenden.“ 


68 weitere militärische Traditionsverbände 


Folgende militaristische Verbände tarnen sich noch in Westberlin 
unter dem Mantel der Traditions- und Kameradschaftspflege. In 
ihren Zusammenkünften betreiben sie offene chauvinistische Hetze 
gegen die fortschrittlichen Kräfte in Deutschland und pflegen die 
Revancheideologie gegen die Sowjetunion, die Länder der Volks- 
demokratie und die DDR. 


Inf.-Division 163, Reg. 307, 3. Batl. — Vors. Hans Hoppenburg. 


In£.-Division 257 und Oflizierskameradschaft der 257. ID, 


Vorstand: 

Hauptmann a.D. Friedrich Wilhelm Schmidt 

Ernst Korell 

Fritz Krüger 
Inf.-Regiment 383 und Art.-Reg. 383 — Vorstand Theo Giese. 
Interessengemeinschaft der Angehörigen des RLB. 

Vors. Oberst a.D. Richard Waldschmidt, 
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8. Panzer-Division, Vors. Kurt Bender. 
43. Reserve-Division (XXII RK), Vorstand: Ali Franke. 


Grenadierregiment König Friedrich Wilhelm IV (1 Pommern), 
Vorstand: Ernst Kriesel. 


Inf.-Reg. v. Marwitz (d Pommern Nr. 61), Vorstand: W. Plume. 
Res.-Inf.-Reg. 202, Vors. Ali Franke. 


1. Pomm. Feld-Art.-Reg. Nr. 2, Vorstand: Generalmajor a.D. 
Eckardt. 


Hinterpommersches Feld-Art.-Reg. Nr. 53, Vorstand: Walter Perwo. 
Kriegsschule Metz, Jahr 1909/1910, Vorstand: Walter Rückmann. 
Preußisches Reiterregiment 4, Vorstand: Grünenberg. 


Gemeinschaft der Ritterkreuzträger des Eisernen Kreuzes 
(Geschäftsstelle: Berlin-Lichterfelde-West, Jägerndorfer 
Zeile 35). 


Inf.-Reg. 29, Inf.-Reg. 29 (mot) Panzergrenadierreg. 29 (3. ID) 
Vorstand: Hermann Thies. 


Inf.-Reg. 121 (50. ID) Vorstand: Herbert Natho. 

Int--Reg. 323 u. Div.-Kampfschule — Vorstand: Hans Neumann. 
Panzer-Funk-Lenk-Abteilung 301 — Vorstand: Helmut Drummer. 
Pionierkameradschaft Berlin — Vorstand: Ernst Krohn. 


Armeenachrichten-Regiment 511 (9. Armee) — Vorstand: Alfred 
Seidel. 

Deutscher Kraftfahroffiziers-Verein — Vorstand: Albert Kurt Osch- 
mann. 


Kraftfahr-Abt. 3 — Vorstand: Helmut Simon. 
Fahrrad-Abt. 3 Flakregiment 12, 22, 32 — Vorstand: Otto Strogies. 
1. Flak-Reg. 64 — Vorstand: Hermann Eggers. 


Luft-Nachrichten-Truppe (Landesverband Berlin) — Vorstand: 
H. Grieße. 


Fliegerhorst-Kommandantur E — Vorstand: Georg Reetz. 
Luftnachrichtenschule Kladow-Hottengrund — Vorstand: Valentin 


Boenke, 
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Kameradschaft der ehemaligen Angehörigen des Wacht-Batl. der 
Luftwaffe — Vorstand: B. Wagenknecht. 


Hauptsammelstelle Jüterbog, 

Geschäftsstelle: VdS Steglitz, Schildhornstraße 72. 
Ehemalige Deckoffiziere — Vorstand: Julius Leue. 
Bund deutscher Feuerwerker — Vorstand: Oberst a.D. Krehnke, 
Ehemalige Angehörige der Verwaltungstruppe — Vorstand: 

E. Dochow. 


Interessengemeinschaft der ehemaligen Reichs- und Wehrmachts- 
dienststellen, Sparte OKH, RLM, OKM, WV II und Beklei- 
dungsamt der Luftwaffe — Vorstand: Erich Gentry,. 


Flakoffiziersring — Vorstand: Oberst a.D. Brehm. 

Vereinigung der Heeresverwaltungstruppen — Vorstand: Benno 
Rudolph. 

Panzer-Flak-Abt. 301 — Vorstand: Gerd Weiß. 

S.Panzer-Div. — Vorstand: Kurt Bender. 

Marinekameradschaft Berlin — Vorstand: Korvettenkapitän Max 
Biesel. 

Grenadierregiment 309 — Vorstand: Gerhard Kloas; 


324. Inf.-Division. 
Richthofen-Geschwader. 

Ehemalige 5. Gardisten. 

122. Inf.-Division (Greif-Division). 
Grenadier-Reg. 1/324. 

Grenadier-Reg. 6/324. 

457. Inf.-Division und Regiment. 
Ehemalige 903 Heeresküsten-Artillerie, 
Art.-Reg. 41. 

Afrika-Schutzkorps 1914 bis 1918. 
Ehemalige Angestellten des Wehrkreises II, 
3. Panz.-Grenadier-Regiment. 

37. Division (mot). 

50. Grenadier-Division: 

687. Grenadier-Division. 
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Asien-Korps. 
panzer-Flak-Abteilung 301. 
457. Inf.-Regiment. 
466. Inf.-Regiment. 
477. Inf.-Regiment. 
93. Inf.-Regiment. 
96. Inf.-Division. 
6. Inf.-Division. 
3. Inf.-Division. 
68. Inf.-Division. 
Bund der Preußen. 
Konservative Gesellschaft — Dr. Blume. 
Volksbewegung für Kaiser und Reich. 
BdF (Bund der Frontsoldaten, Altstahlhelm). 


All diese Organisationen, an ihrer Spitze die aggressivste und 
faschistischste, die HIAG, erfreuen sich der Unterstützung durch 
Senat und Besatzungsmächte. Dafür ein besonders typisches Beispiel 
aus jüngster Zeit. 


Dem 1. Sekretär der Kreisleitung Neukölln der SED, Heinz 
Thomaszik, wurde folgender Strafbefehl zugestellt: 


„Strafbefehl. Die Staatsanwaltschaft beschuldigt Sie, am 16. Mai 1957 
zu Berlin ohne Genehmigung des Kommandanten des amerikanischen 
Sektors oder dessen ermächtigten Vertreters Druckschriften her- 
gestellt, in Besitz gehabt oder verteilt zu haben, welche abfällige 
Bemerkungen gegen die westlichen Besatzungsmächte enthalten, Ge- 
rüchte verbreiten mit dem Ziel, Mißtrauen oder Feindschaft des deut- 
schen Volkes gegen die westlichen Besatzungsmächte hervorzurufen, 
Bewegungen, Unruhe oder Aufruhr in dem amerikanischen Sektor 
zum Ziele haben oder wahrscheinlich dazu Anlaß geben könnten, 
darauf hinzielen, Unterstützung zu erlangen für Organisationen, 
deren Ziel die Einführung eines totalitären Regimes ist, indem Sie 
das Flugblatt mit der Überschrift ‚Arbeiter Neuköllns — seid wach- 
sam und kampfbereit!‘ herstellen ließen. Es wird gegen Sie eine 
Gefängnisstrafe von einem Monat festgesetzt.“ 


Das Flugblatt richtet sich gegen ein HIAG-Treffen, es enthält nicht 
ein Wort gegen oder über die Besatzungsmächte, es steht nıcht ein- 
mal darin, daß der Senat die Faschisten wohlwollend behandelt (was 
noch untertrieben wäre!). 
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Es heißt in diesem Flugblatt: 

„In den senatseigenen Räumen der Brauhaussäle in Schöneberg, 
Badensche Straße 25, Telefon 71 7848, wollen sich am 18. Mai 1957 die 
‚HIAG-Organisation‘, ehemalige Angehörige der Waffen-SS, treffen, 
und am 25. und 26. Mai die berüchtigte ‚Bärendivision‘ in Westberlin 
ein Reichstreffen durchführen. Kolleginnen und Kollegen! Protestiert 
gegen die geplanten Treffen der ‚HIAG‘ am 18. Mai und der ‚Bärcn- 
division‘ am 25. und 26. Mai 1957! Fordert über eure Gewerkschaft 
vom Senat das Verbot dieser Treffen und aller faschistischen und 
militaristischen Organisationen! Den Kräften der Reaktion keinen 
Fußbreit Boden!“ 


3. Renten und Entschädigungen für führende Nazis 


3,35 Millionen für Generalsrenten 


Der Westberliner Senat hat für die Opfer des Faschismus nur Bro- 
samen übrig. Hunderten wird Entschädigung und Rente verweigert, 
oder die Bearbeitung von Anträgen wird jahrelang hinausgezögert. 
Die Regierungen verschiedener Länder haben in Bonn gegen die 
Verschleppung und Verweigerung von Entschädigungszahlungen für 
Staatsbürger ihrer Länder, die vom Hitler-Faschismus verfolgt 
waren, protestiert. Die Regierungen Großbritanniens, Frankreichs, 
Dänemarks, Norwegens, Griechenlands, Belgiens, Hollands und 
Luxemburgs protestieren in gleichlautenden Noten gegen die Vor- 
schläge der Bonner Regierung vom 21. Februar 1957, die nur kari- 
tative Maßnahmen vorsahen. Das sei für die Häftlinge nicht an- 
nehmbar und komme einer Beleidigung gleich, hieß es in den 
scharfen Noten. 


Italien und Österreich schlossen sich an, die Schweiz stellte Ent- 
schädigungsforderungen. Bonn sabotiert die internationale Wieder- 
gutmachung ebenso wie die deutsche. 


Um so konsequenter und großzügiger ist die Gewährung riesiger 
Renten und Entschädigungen an hohe und höchste Offiziere der 
Hitler-Wehrmacht und an führende Beamte des faschistischen 
Staates. Das ist in Westberlin nicht anders als in Westdeutschland. 
Auch diese Besoldung der Untaten aktiver Förderer des Faschismus 
wird durch das 13ler-Gesetz geregelt. Innensenator Lipschitz er- 
klärte in der 18. Sitzung des Abgeordnetenhauses (2. Wahlperiode) 
vom 15. Juli 1955: 


„Die besonders hohen Pensionen, die auch im Deutschen Bundestag, 
glaube ich, zur Sprache gekommen sind, die an zum Teil früher recht 
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prominente Personen der jüngsten Vergangenheit ausgezahlt werden, 
werden vom Berliner Senat nicht auf Grund von Berliner Gesetzen 
ausgezahlt, sondern auf Grund des berühmten Gesetzes zum 
Artikel 131. Die Zahlen, die da, im Bundestag genannt worden sind, 
sind zum Teil unzutreffend, aber ich darf sie Ihnen mitteilen: Wir 
zahlen an 46 hohe ehemalige Militärs in Berlin Pensionen zwischen 
1500 und 2100 DM im Monat aus.“ 
Daß seine eigenen Zahlen kein vollständiges Bild zulassen, mußte er 
selbst in der Sitzung des Westberliner Abgeordnetenhauses vom 
1. Dezember 1955 zugeben. 122 führende Hitler-Pensionäre, vor- 
wiegend Generale, und 166 Hinterbliebene von faschistischen Wür- 
denträgern streichen jährlich 3,55 Millionen DM an Pensionen ein. 
Die einzelnen Renten betragen zum Teil 2500 DM, im Durchschnitt 
1500 DM. 
Lipschitz erklärte: 
„Bei Generalen sind die monatlichen Sätze fast immer sehr viel 
höher als 1000 D-Mark. In den meisten Fällen zahlen wir an Mit- 
slieder der Generalität Renten von 1844 D-Mark oder von 1547 DM 
im Monat.“ 
Die in Westberlin anerkannten Opfer des Faschismus erhalten da- 
gegen nur eine Durchschnittsrente von 170 bis 180 DM. In. Anbe- 
tracht dieser Tatsache ist es reiner Hohn, wenn Lipschitz, verant- 
wortlich für beides: Riesenrenten für Nazis und hundertfache Ab- 
erkennung von PrV-Ansprüchen, am 15. Juli 1955 im Abgeordneten- 
haus erklärte: 
„Aber ich möchte aus meinem Herzen keine Mördergrube machen, 
Herr Meyer: wenn ich an diese Zahlen denke, dann fehlt auch mir 
manchmal das Verständnis dafür — das gilt jetzt nicht für unsere 
Behörden, sondern das gilt für ganz allgemeine Erscheinungen —, 
wie zähflüssig manche Dinge auf dem Gebiet der Wiedergutmachung 
vor Sich gehen und wie leicht manche Dinge auf anderen Gebieten 
vor sich gehen.“ 


Faschisten wittern Morgenluft 


Das Gesetz zum Artikel 131 des Grundgesetzes verbietet es den 
westdeutschen Verwaltungsstellen und Gerichten, Rentenansprüche 
wegen der politischen Zielsetzung faschistischer Institutionen abzu- 
lehnen oder herabzusetzen. Das geht aus einer Begründung des 
Landesarbeitsgerichtes von Westberlin hervor. 

Der ehemalige Vorsitzende der Ärztekammer Berlin, Dr. med. 
Löllke, hatte von den Faschisten einen Vertrag auf Lebenszeit als 
Vorsitzender der Ärztekammer Berlin erhalten. Er klagte wegen 
seiner „Versorgungsbezüge“, die inm auf Grund dieser Tätigkeit in 
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einer ausgesprochen nationalsozialistischen Institution zuständen. Er 
erhielt recht, seine Versorgungsbezüge wurden ihm zuerkannt. In 
der Urteilsbegründung heißt es: 
„Die für das Gericht zwingende Formulierung im Artikel 131 führt 
zu der Folgerung, daß es dem Gericht nicht gestattet ist, über die 
besonderen politischen Zielsetzungen der früheren Reichsärztekam- 


mer und ihrer Unterorganisationen irgendwelche Betrachtungen an- 
zustellen.“ 


Solche Urteile und die ihnen entsprechende Versorgungspraxis ließ 
ehemalige faschistische Militärs und Beamte ‚mit den unverschäm- 
testen finanziellen Forderungen auftreten. Bereits in Sommer 1955 
reichten sie einen Gesetzentwurf ein, der ihnen ihre vollen Rechte 
aus der Zeit des Faschismus wiedergeben sollte. Innensenator Lip- 
schitz erklärte hierzu: 
„Mir ist dieser Tage ein Gesetzentwurf von dem Interessenverband 
der Entnazifizierungsgeschädigten zugeleitet worden. ‚Ich weiß nicht, 
ob Sie ihn auch bekommen haben. Ich möchte Ihnen dann einmal 
empfehlen, sich in den Ferien die halbe Stunde Arbeit und Ärger zu 
machen und durchzulesen, mit welcher Unverfrorenheit dort gefor- 
dert wird, (sehr richtig!) die, wie sie sagen, ‚Dokumente des Un- 
rechts‘ zu beseitigen, sämtliche Rechte wiederherzustellen, die bis 
1945 bestanden haben und die, wie es heißt, lediglich wegen des Be- 
kenntnisses zu einer Partei und der von dieser Partei getragenen 
Regierung nun beseitigt worden sind.“ 


Er „vergaß“ hinzuzufügen, daß diese Erscheinungen eben nur durch 
die jahrelang geübte Regierungspraxis der Förderung und Unter- 
stützung der faschistischen Kräfte möglich wurden. 


Der inzwischen verstorbene Nazi-Oberbürgermeister von Berlin, 
Julius Lippert (Rechtfertigungsmemoiren ganz im alten Geiste: 
„Lächle und verbirg die Tränen“, Druffel-Verlag) erhob am 1. De- 
zember 1955 die Forderung nach Überbrückungsgeldern von 80 000 
Westmark. 


Berlins ehemaliger NS-Stadtrat für Verkehr, der Gründer der be- 
rüchtigten „Nationalsozialistischen Betriebsorganisation“ (NSBO) bei 
der Berliner Verkehrsgesellschaft, Johannes Engel, besaß die Un- 
verfrorenheit, vor der Westberliner Spruchkammer seine „Rehabili- 
tierung“ zu fordern. Er verlangte die volle Staatspension und die 
Heimkehrerentschädigung. Engel ist als fanatischer Nazi bekannt, 
der schon vor 1933 seine Arbeitskollegen unter Druck setzte. Nach 
der „Machtergreifung“ avancierte er sehr schnell zum SS-Brigade- 
führer. 
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Die Westberliner Zeitschrift „Die Mahnung“ veröffentlichte. in 
Nr. 8/1957 eine Liste ehemaliger Gestapo-Beamiter, die beim Innen- 
senator die Anerkennung ihrer Gestapo-Dienstzeit als ruhegehalts- 
pllichtige Dienstzeit beantragt haben. Neun von 19 waren mindestens 
zehn Jahre bei der nazistischen Terrorpolizei. Eine Entscheidung des 
Innensenators wurde bisher nicht bekannt. Nachstehend die Liste: 


Amtsbezeichnung Namen geboren tätig von bis 
Polizei-Inspektor Helbing, Willi, 22. 7. 1909, RSHA 1941 1945 
Kriminal-Oberass. Emmersleben, Erich, 5.1. 1914, Stapo- 

Leitstelle Berlin 1958 1945 
Kriminal-Sekretär Kania, Josef, 28.4.1900, Stapo-Leit- 

stelle Berlin 1938 1945 
Kriminal-Sekr. Günther, Johannes, 29.7.1904, Stapo- 

Leitstelle Berlin und Halle 1941 1945 
Kriminal-Sekr. Gohlke, Walter, 2.1.1903, Stapo-Leit- 

stelle Berlin 1939 1945 
Kriminal-Sekr. Fischer, Friedrich, 6. 9. 1398, Stapo-Leit- 

stelle Berlin, Teschen und Prag 1933 1945 


Kriminal-Sekr. Altmann, Johannes, 26.2.1905, RSHA 1935 1945 
Kriminal-Obersekr. Hayn, Wilhelm, 5.1.1903, RSHA 1937 1945 
Kriminal-Obersekr. Holzhäuser, Walter, 26. 6. 1896, RSHA 1933 1945 
Kriminal-Obersekr. Mehl, Gerhard, 11.1.1904, RSHA 1940 1945 
Polizeiral Quoß, Kurt, 28.7.1904, RSHA und Stapo- 


Leitstelle Prag 1933 1945 
Kriminal-Sekr. Völkner, Bernhard, 6. 11. 1904, Stapo- 

Leitstelle Berlin und Wien 1937 1945 
Kriminal-Sekr. Below, Walter, 7.9.1901, Stapo-Leit- 

stelle Berlin 1934 1945 
Kriminal-Kommissar Heublein, Adolf, 9. 2. 1903, RSHA, 

Leitstellen Wien, Agram 1935 1945 
Kriminal-Sekr. Prasdorf, Fritz, 18. 12. 1902, RSHA, Leit- 

stellen Wien, Aachen 1936 1945 
Kriminal-Sekr. Burkhardt, Martin, 24. 10.1901, Stapo- 

Leitstelle Berlin 1939 1945 
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Amtsbezeichnung Namen geboren tätig von bis 


Polizei-Oberinspektor Stubbe, Erwin, 26. 2.1900, Stapo- 


Leitstelle Berlin 1934 1945 
Kriminal-Sekr. Daubitz, Otto, 17.11.1909, Stapo-Leit- 

stelle Berlin 1935 1945 
Polizei-Oberinsp. Krumrey, Theodor, 12.4.1599, RSHA, 

Leitstelle Recklinghausen 1934 1945 


Im September 1957 forderte der frühere SA-Sturmführer Curt 
Buchmüller aus Kreuzberg vom Senat eine Entschädigung von 
70000 DM für den „Verlust“ eines Betriebes, den er 1939 einem 
jüdischen Mitbürger abgenommen hatte. Und um den Zynismus 
noch zu verstärken, fordert er 7000 DM Entschädigung für die Haft- 
zeit, die er nach 1945 wegen seiner Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit verbüßen mußte. Buchmüller führte schon 1925 in Leipzig 
die ersten „Rollkommandos“ der SA an. Von dort kam er 1932 nach 
Berlin als SA-Sturmführer des SA-Sturmbanners IIV/8. Auch hier 
setzte er gleich seine Horde bei Saalschlachien und Überfällen auf 
Arbeiterfunktionäre ein. Buchmüller war Adjutant in der sogenann- 
ten „Blutburg“, einem berüchtigten SA-Lokal in der Friedrich- 
straße 234. Am 30. Januar 1933 hatte er den Sozialdemokraten Herz 
und andere Funktionäre der Partei aus der Verwaltung des Bezirks 
Kreuzberg aus dessen Ralhaus holen und aufs schwerste mißhandeln 
lassen. Mehrere der Gefolterten ließ er aus dem II. Stock dieser 
Mörderhöhle auf den Hof hinunterwerfen, wo sie mit zerschmetter- 
ten Gliedern aufgelesen und in der Dunkelheit als unbekannte Tote 
ins Leichenschauhaus eingeliefert wurden. 


Die Westberliner Spruchkammer entschied lediglich, daß er nicht 
wieder in den öffentlichen Dienst übernommen wird und er keine 
Versorgungsansprüche stellen kann. 


Daß diese faschistischen Elemente mit ihren unverschämten Forde- 


rungen überhaupt auftreten können, ist in der großzügigen Unter- 
stützungspolitik des Senats begründet. 


Geheimkonten von Naziführern: in Westberlin 


In Westberlin existieren die Geheimkonten hoher Naziführer oder 
deren Angehöriger. Durch illegale Transaktionen konnten Riesen- 
beträge nach Westdeutschland geschleust werden, wo diese Nazi- 
größen weiterhin über das unrechtmäßig erworbene Geld verfügen 
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können. Ein vom Innensenator vorgeschlagenes Gesetz, nach dem 
diese Vermögenswerte in den Besiiz der Stadt Berlin übergehen 
sollten, wurde vom Justizsenator Kielinger (CDU) verhindert. 
„Die Spruchkammer kann nicht einfach das Vermögen eines SS- 
Führers für verfallen erklären. Sie muß eine Geldbuße verhängen, 
die sich nach den Verhältnissen des Beschuldigten richtet.“ 
(„Telegraf“, 1. Juni 1956) 


Damit wird der Standpunkt vertreten, daß die Verbrechen und die 
Kriegsschuld dieser führenden Hitler-Funktionäre nicht bewiesen 
seien oder daß sie so geringfügig wären, daß ein sofortiger Enizug 
ihres Vermögens nicht gerechtfertigt ist. Die Beschlagnahme dieser 
Vermögen hätte absolut nichts mit „Rachegefühlen“ zu tun, wie es 
der Vorsitzende der Westberliner Spruchkammer, Herbert Ohning, 
hinstellen will. Sie wäre in Wirklichkeit nur eine kleine Wiedergut- 
machung millionenfach begangenen Unrechts. (Herbert Ohning, SPD, 
hat bekanntlich andererseits den Ausschluß von Mitgliedern der 
KPD oder der SED aus der Entschädigungsgesetzgebung Westberlins 
gefordert!) 


Private Westberliner Bankhäuser 
tarnen die Vermögen ehemaliger Faschisten 


Bankhaus Dellbrück, Schickler & Co., persönlich haftender Gesell- 
schafter Dr. Friedrich Ernst, ehemaliger faschistischer Bankenkom- 
missar, verantwortlich für die Liquidierung des jüdischen Ver- 
mögens, heute Vorsitzender des Forschungsbeirats der Deutschen 
Wirtschaft. 

Berliner Handelsgesellschaft, persönlich haftender Gesellschafter 
Hans Weltzien. Bis 1945 27facher Aufsichtsrat, heute 25 Aufsichts- 
ratsposten und Mitglied des Vorstandes der Westberliner Börse. 


Diese beiden Bankhäuser schanzten prominenten Faschisten riesige 
Vermögenswerte zu. So konnten u. a. die Erben von Rosenberg, 
Hitler, Göring, Goebbels, Ley, Kaltenbrunner, Hadamowsky, Dr. 
Morell, Hoffmann und Freisler trotz Vermögenssperre über die 
Gelder frei verfügen und, während Millionen hungerten, ihr ge- 
wohntes Leben in Reichtum und Wohlstand fortführen. 


Die bisher aufgedeckten Geheimkonten belaufen sich auf wenigstens 
19 400000 Reichsmark und 511000 Westmark. Hinzu kommen 
Grundstückvermögen der Naziführer im Werte von etwa 2 Millionen 
Westmark. 

Bekannt geworden sind im einzelnen Konten von folgenden hohen 
Naziführern: 
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Göring: Wertpapiere in Höhe von 8515 054 Reichsmark, 
Bankkonten in Höhe von 280000 D-Mark und Zinsertrags. 
konten im Werte von 40 143 D-Mark. 


„Reichsleiter“ und „Reichsinnenminister“ Frick: Wertpapiere im 
Werte von 1151721 Reichsmark und ein Bankkonto von 
7150 D-Mark, 


„Reichspropagandaminister*“ Goebbels: Ein Grundstück im Werte 
von 113000 D-Mark. 


„Reichsleiter“ und Leiter der „Deutschen Arbeitsfront“ Dr. Ley: 
Zwei Grundstücke im Werte von einer Million D-Mark. Dazu 
noch Schmuck. 


„Reichsaußenminister“ von Ribbentrop: Drei Grundstücke im Werte 
von 50000 D-Mark. Dazu nachträglich festgestellte Ver- 
mögenswerte von 473 776 Reichsmark. 


Kaltenbrunner (Tarnkonto Artur Scheidler): Bankkonto in Höhe von 
2277625 Reichsmark. 

Präsident des „Volksgerichtshofes“ Freisler: Zwei Grundstücke im 
Werte von 80000 D-Mark. 

„Reichsbildberichterstatter* Hoffmann: Vermögenswerte in Höhe 
von 1142 107 Reichsmark. 


SS-Oberstgruppenführer Daluege: Wertpapiere in Höhe von 541 147 
Reichsmark. 

SS-Obergruppenführer Krüger: Konten in Höhe ven 112 686 Reichs- 
mark. 

Dr. Morell, Leibarzt Hitlers: Ein Grundstück im Werte von 
10000 D-Mark. 

D’Alquen, Chefredakteur des „Schwarzen Korps“: Zwei Grundstücke 
im Werte von 60000 D-Mark. 


SA-Obergruppenführer und Staatssekretär für Finanzen, Reinhardt: 
Ein Grundstück im Werte von 156 000 D-Mark. 


Helene Bechstein, die die Herausgabe von Hitlers „Mein Kampf“ 
ermöglichte: Bankkonten in Höhe von 196400 D-Mark und 
471725 Reichsmark sowie von 38 162 Dollar. 


Darree, Reichsleiter des Reichsamtes für Agrarpolitik in der NSDAP: 
200 000 .Reichsmark. 


Bohle, Staatssekretär im AA: 40 000 Reichsmark. 
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Pohl, SS-General: 400 000 Reichsmark plus Wertpapiere. 


Seys-Inquart, Reichskommissar für die besetzten niederländischen 
Gebiete: 150000 Reichsmark. 


Siindermann, „Stellvertretender Reichspressechef“: 220 000 Reichs- 
mark. 


Thierack, Präsident des Volksgerichtshofes: 100 000 Reichsmark und 
Wertpapiere. 


Weiß, Chefredakteur des VB: 335 000 Reichsmark. 


Amann, SS-Obergruppenführer, Präsident der Reichspressekammer: 
1 Million Reichsmark. 


Das Verfahren gegen Hoffmann wurde inzwischen eingestellt, „weil 
wir ihn nicht als Hauptschuldigen ansehen konnten“, wie der Spruch- 
kammervorsitzende Ohning erklärte. („Welt am Sonntag“, 29. Sep- 
tember 1957) 


Nach Ohnings Äußerungen stehen noch folgende Verhandlungen 

aus: 
„Es muß beispielsweise geklärt werden, was mit den Nachlässen bzw. 
Vermögen Freislers, Schirachs, Speers, Heß’, Görings und Goebbels’ 
geschehen soll. Wenn die Spruchkammer nicht eingreift, fallen die von 
Göring geraubten Kunstschätze seiner Witwe zu, während Schwanen- 
werder im Besitz der Goebbels-Erben verbleibt. Es sind also schon 
noch einige nicht unwichtige ‚Aufräumungsarbeiten‘ zu leisten.“ 


Der gleiche Herbert Ohning (SPD), der sonst kein Wort verliert, 
wenn aufrechte demokratisch gesinnte Bürger aus der Wiedergut- 
machung ausgeschlossen werden, will diese Verhandlungen gegen 
Faschisten vom Schlage des obersten Blutrichters Freisler und der 
Hauptverantwortlichen am zweiten Weltkrieg von „Mensch zu 
Mensch“ führen: 
„Auch das Klima hat sich sehr gewandelt. Die Betroffenen und die 
Mitglieder der Spruchkammer stehen sich nicht mehr wie Angeklagte 
und Staatsanwalt gegenüber. Vielmehr sitzen sie gemeinsam an 
einem Tisch und verhandeln miteinander. Die Betroffenen sollen ja 
nicht mißkreditiert, sondern .nur zur Leistung eines Wiedergut- 
machungs-Betrages verpflichtet werden.“ 


(„Welt am Sonntag“, 29. September 1957) 


Die Faschisten werden als Bürger geachtet, die Antifaschisten erneut 
unter Sonderrecht gestellt — das ist die Frontstadtpolitik, die von der 
rechten SPD-Führung gemeinsam mit der CDU betrieben wird. 
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4. Faschistische Organisationen hetzen zum Arbeitermord 


Diese genannte, in Wirklichkeit noch viel umfangreichere und viel- 
seitigere Unterstützung faschistischer Kräfte durch die Bundesregie- 
rung und den Westberliner Senat erklärt, wieso es heute in West- 
berlin möglich ist, daß faschistische Organisationen ihre Macht- 
ansprüche anmelden und zum organisierten Mord aufrufen können. 
Zugleich lassen die folgenden wenigen Äußerungen erkennen, daß 
auch die weitestgehende Großzügigkeit des SPD-Innensenators Lip- 
schitz seine Partei nicht vor den Verleumdungen und Bedrohungen 
durch die von ihm geschützten Faschisten retten kann. Wie schon 
19833 sind die SPD und die Gewerkschaften nach dem Verbot der 
KPD das nächste Angriffsziel aller faschistischen Elemente. Was in 
den folgenden Beispielen zum Ausdruck kommt, ist der Tenor der 
vielen Treffen und Tagungen der Stahlhelm-Organisationen und 
militaristischen Traditionsverbände. 


Faschistische Machtansprüche werden angemeldet 


„Wir müssen der starke Arm der Parteien der nationalen Sammlung 
sein, nicht nur materiell, sondern der physische Einsatz ist das Aus- 
schlaggebende.“ 

(Stahlhelmführer Grammelsdorf, 18. Juli 1957, Stahlhelmversammlung 
Lichterfelde-West) 


Mordhetze gegen Sozialisten und Gewerkschafter 


„Wir haben die Aufgabe, eine einheitliche Soldatenorganisation zu 
schaffen, denn es gab ja auch nur eine Wehrmacht, das steht auch in 
Westberlin. Hier ist es besonders nötig, um den ‚Roten‘ von der 
SPD, SED und Gewerkschaften die Faust zu zeigen.“ 
(Kyffhäuser-Oberst Stollberg, 6. März 1955, Schultheiß am Zoo) 


„Die Führer des Munitionsarbeiterstreiks im ersten Weltkrieg müß- 
ten heute noch aufgehängt werden, genauso wie die Führer des Me- 
tallarbeiterstreiks in Schleswig-Holstein, denn sie sind Landesver- 
räter, wären wir dagewesen, hätten die Laternenpfähle die Last nicht 
ausgehalten.“ 

(Stahlhelmführer Lübeck, Charlottenburg, 12. Juli 1957, DP-Versamm- 
lung Haus Cumberland) 

„Die Gewerkschaften ruinieren mit ihren Streiks und ewisen Lohn- 
forderungen die Wirtschaft und treiben das deutsche Volk ins Chaos.“ 
(Dr. Hoffmann, DP-Versammlung, 18. Januar 1957) 

„Die Gelder der Gewerkschaften muß man beschlagnahmen und da- 
mit die Schäden gutmachen, welche die Gewerkschaften angerichtet 
haben.“ 

(Stein, Zehlendorf, DP-Versammlung Kreuzberg, 15. Januar 1957) 
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Forderungen, die SPD aus Senat und Abgeordnetenhaus 
zu verdrängen 


„Was sind schon Sozialdemokraten, Scheißkerle, Proleten im Frack, 
Sesselforzer, die sich im Senatssessel herumdrücken und schnellstens 
ausgeräuchert werden müssen.“ 

(Stahlhelmführer Kohl, Neukölln, Stahlhelmvers. Restaurant Stonke, 
6. September 1956) 


„Raus mit den Schustern, Schlossern und Buchbindern aus der Ver- 
waltung und Einsetzung von preußischen Beamten, dann ist eine 
Gewähr für sparsame Verwaltung gegeben. Nie wieder darf Berlin 
von den Roten beherrscht werden.“ 

(Dr. Ricarda Lotter DP, DP-Versammlung, 12. Dezember 1956) 


„Die rote Vorherrschaft in Westberlin muß gebrochen werden, wir 
brauchen eine marxistenfreie Regierung.“ 
(v. Heinitz, DP-Versammlung, 12. Juli 1957) 
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ll. Die konsequentesten Widerstandskämpfer 
gegen den Faschismus werden erneut verfolgt 


Mit der Spaltung Berlins durch die Westmächte und ihre west- 
deutschen Handlanger begann eine zweite Leidenszeit der konse- 
quentesten Widerstandskämpfer gegen den Faschismus und der 
durch den Faschismus Verfolgten. Alle die, die sich dem erneut 
erstarkenden Militarismus und Faschismus entgegenstellten, die 
gegen die Atomgefahr und für den Frieden Stellung nahmen, sahen 
sich wieder verfemt und verfolgt. Nach der Spaltung Berlins wurden 
in Westberlin bei mehr als 4000 Verfolgten die von den Alliierten 
genehmigten roten Ausweise eingezogen und gegen weiße ein- 
getauscht. Dieser weiße Zettel war für die inzwischen gegründete 
PrV-Stelle („Betreuungs“stelle der politisch-rassisch Verfolgten) ein 
Kennzeichen, die Betreffenden weder gesundheitlich noch materiell 
zu betreuen. Widerstandskämpfer, die als gerechte Entschädigung 
die Möbel von Nazifunktionären erhalten hatten, mußten sie wieder 
herausgeben. 


Unrecht wird Gesetz 


Diese undemokratische Maßnahme .brauchte eine scheingesetzliche 
Grundlage. Bei der Beratung des Berliner Entschädigungsgesetzes 
in der 61. Ordentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung 
am 26. Oktober 1950 erklärte der Stadtverordneie der SPD, Ohning, 
als Berichterstatter unter dem Beifall der CDU folgendes: 


„Lange und sehr lange, meine Damen und Herren, haben wir uns die 
Ziffer 3 des $2 überlegt, nämlich die dritte Gruppe der von der Ent- 
schädigung ausgeschlossenen Personen: die als Anhänger eines totali- 
tären Systems die demokratische Staatsform bekämpfen. Dieses ganze 
Gesetz war notwendig, weil die verfolgten Kreise Opfer eines totali- 
tären Systems geworden sind. Es erschien uns untragbar — und ich 
darf mit Freude feststellen, daß diese Vorschrift im Ausschuß ein- 
stimmig angenommen wurde —, nun eine Entschädigung, deren Not- 
wendigkeit aus einem totalitären System heraus geboren wurde, 
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Heute aittag schon wuren Brief Nr, 3 erhalten, ur trug den otespel 
von 13,11. 13 Uhr abenda, kraisch, daß dieser Brief so schnall 
hier wer. Der Zeitungrbrinf irt dAusepgen noch nicht da, vielleicht 
kaast er jetzt 1/2 5 nit der „bendpart, 
Hier sonst nichts Neues, Dinze “nche wird wohl hier noch hingehen. 
„a wird langenn lIangweilig.hiear. Jer Lokulbes ich reizt uich nicht 
mehr, en int dach allas immer winter dessnibe, Sonntag abend wur 
ich :ı3% nitteun aus, gestern wir bei iha grode Dianstveorsarnılung 
aller Hoeresrichter unserer arıee, sir haben jetzt aächtig zu tun, 
Die utraufsuchen rollen nır so un, jJeien iur aindenten» $ neue 
suchen, [oh bin Jetzt zur arotan „tafle) verserzt, also Immer mit 
bein General, haben such sinen «igenen «ugen. Jenn wenn es weiter 

[! geht, wird für sich ullerhand zu Sın sein, und das nuß alles 

‚ | möglichst o hnall arletist warden, „u serie ich ısinen Nanen 
| "giutriehter" wohl uhrn wehen, FERN 


Halte Dich weiter an das Ofoengesenäft in Hermsdorf, vielleicht paßt 
es doch eirmal. 

An das Postscheckant werde ich von hier aug morgen nochmal meins 
von meinen Überinspektor (Hietzke,der 3.2t. Hınd!s Nachfolger bein Ab“ 
wioklungssätb war und immer so langsam sprach) beglaubigte Unterschrift 
nebst Vollnachterteilurg an Dich schicken.Danit es vorläufig auch so 
geht, bis ich das vorgeschriebene Fammular ausgefüllt haba, @ 

we Gester: war ich in Glatz,der alten Festung.Schöne Fahrt auf der sog. 

 Bäderstrecke.Hier mache ich jetzt jeden Mittag meine n Spaziergang im 
bergigen Kurpark.Schnee ist weg.Sonnabend hatte ich bei schauderhaftem 
Wetter eine Exekution.. 

ee yaute besuchte nich unser Armesarst, ein alter Bekannter.Du kennst 
ihn .auch aus Schwerin vom Manöver her,wo Du mit Waldemar mich auf dem 
Gutshof dbesuchtest,und vom Ball aus Perleberg her,überstarst Dr.Lottner. 
Er wußte noch,daß mich da der Hund in die Hose gebissen hatte.Das war 
vor 10 Jahren 

%er hätte vor 10 Jahren am 30.März das gedachti?i 10 Jahre Ehekriag. 
Davon über die Hälfte aus der Ferne I Wir sind un vieles betrogen worder 
Ob wir das alles noch mal nachhoben werden 77«..7? ; 

Liebes Herz ! Halte dieses latzte Jahr dureh ! Ärgere Dich nicht zu 
viel,es geht doch vieles drunter und drüber | Wir werden alles schoß 
wieder hinkriegen I Hauptsache ist,wir bleiben alle gesund und wonlbe- 
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Schon 1939 in Polen war der Kriegsgerichtsrat Neumann stolz auf 
den Namen „Blutrichter“, 


en Dienstag,ien 27.März 1945 
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Bin seit Sonnabend unterwegs und seit vorgestern Abend hier bei 
| wunderlich.#ar gerade im Begriff abzufahren,als ich hörte ‚Jaß hier 
einer dienstlich nsch Serlin fährt, 

War schwer eingespannt die letzten Nächte kaum geschlafen.Hatte 
schon in der Nacht von Sonnabend/Sonntag an Dich geschrieben,weil mein 
Patient nach Torgau sollte und der Begleiter den rief mitnehmen, woll- 
te.Da »s aber nichts wurdeist die Briefübermittlung hinfällig geworden 

Wie ich eben fernmündlich von meinen Überinspektor hörte ‚ist 
für mich keine Post da.Hoffentlich bist Du und diedinder wohlauf. 
Mir geht es soweit gut.War oft in dicker luft.Nicht schön,diese 
Anblicke der frei herumstireifenien Rinter,Kühe nit Auterbrand, ver- 
lassene Wohnungen, Trecks nit Bevölkerune „tie gerade noch so davon geke 
koumen ist,brennende duutsche Dörfer usw.Aber holfentlich hat das 
bald ein inde.Mal muß doch Jr Augenblick kommen, wo wir zurück chlagen 

Schreibs doch jetzt bithe an mich unter lolnender Anschritt: By 

Öberstrichter Dr, Neumann 
Wehrmachtkommsandantur Serlin 
- Abt.Krinschiig - 
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Von dort fährt alle zwei lag= ein Kurier tier her.Von hizr leitet 
aan den Srief “ofort weiter.üenn mörlich,vio den #rler dort selost 
ab, 

Ich wüßte sonst 2.2. nichts weiter zu berichten. Bin sehr m üde 
und abgespuannt,. Noch 3 Stunden Fahrt Jurch's Gepirge.Freus mich auf 
mein Bali und Bett.Ver?“ aber vor 22 Uhr nicht da sein. 

Also daher Schluß! 
Alles Gute ! Paß auf,dal Tu den Anschluß nicht verpaßt! 
Grüße auch an Aie Kinder I 
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Die Frontbriefe Neumanns beweisen, daß er bis „5 Minuten nach 12" 
zum Naziregime hielt. 
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. seine Frau in Westberlin erneut bestraft. 


Entschädigungsamt Berlin Berlin W 35, den 5 Mai 1957 


Gesch2.: ee J 10 Potsdamer Straße 192 , Zimmer: 525 

Reg.-Dr.: 24 387 Fernruf: 710511, Apparat: 525 

it Posts Urk. — Empk Bekemntui! : 

Sprechzeiten: Dienstag ud Donnerstag 

Hemrtr au von #-bir 45:%-Ehr 

Selua Schuirgal 8.30-14.00 Uhr 

EISEN NSE6H 

Edinburger Str. 23 

Bescheid Ne. 
Auf den Entschädigungsantrag vom 19,Januar 1956 -— -Eintgebogen — des (der) 
Hermhrau Schuirgal geb. Raschke ‚Selma, Klara : 
gebarenam 19.al 1898 in Neutomischel/Posen ; 
wohnhaftio zerlin N 65, Edinburger Str. 23 5 
N witwe nach dem (der) verstorbenen 
Herrn Fr Schrirsal - geh... s Otto ’ 
geboren am 15,lezember 190 io Bentschen ; 
} 22.Oktober 1944 in Brandenburg/Görden Verfolgte(r). 


serstorben am 


Bevollmächtigter gesetzlicher Vertreter {Normund, Pfleger u. del.}: 


Pre VE Ver En 


„ohnhaft to 
ergeht folgender Bescheid: 


1} Die auf Grund des Bundesgesetzes zur Entschädigung für Opfer der nationaisozialistischen 

EBEG) som 29. Juni 1956 (RGBI. 1 8.559 / GVBl. 3.764) in Verbindung mit dem Gesetz über die ac 
sehädigung der Opfer des Nationalsuzialisnus vom 10. Januar 1951 ia der Fassung vom 21. Febr. 1952 
GVBN.S. 116) und den dazu ergangenen Xnderungsgesetzen geltend gemachten Ansprüche auf Ent- 
arhädiyung wegen Schaden« 


an Leten {A) 
an Freiheit ({C) 


nerden abgelehnt. 


im Auftrage 2 * 
Brücke N 
m laubigt: 
. Rx 
| LE 
ERS SRH BATHRUS Ste > KRanzlaelIv rsteherin 
; NETTER sazıe). 


Ablehnungsbescheid des westberliner Entschädigungsamtes für 
Frau Schmirgal, Witwe eines ermordeten Antifaschisten. 


De 


Begründung: 


Ler Verfolgte, Ehemunn der Antragstellerin, war vor 1953 
sitglied der KPD, und zwar Landtagsabgeordneter, Stadt- 
verördneter und Reichstagskendidat. Ausserdem ar er Mit- 
glied der niderstandsgrunpe "Uhrig". Nach den Angaben der 
antvaprstellerin sei der Verfolgte aus dies-.. Gründen 


von Au’ust 19%3 bis September 1934 in Berlinund 
Esterwegen 
von Jktober 1939 bis Dezember 1939 in Berlin und 
vom 4.Februar 1943 bis 24,0ktober 1944 in verschie- 
denen Hafta,stalten 


inhafiiert rewesen uni am 24.Oktober 1944 auf Grund dos 
Todaesurteils des Volksgerichtshofes vom 5.September 144 
im Zuchthaus Brandenburg/Görden wegen Vorbereitung zum 
Hochverrat und Feindbegünstigung hingerichtet worden. 


tie Antragstellerin macht daher Ansprüche wegen Schadens 
arı Leben und Freiheit nach ihrem verstorpenen Ehemann gel- 
tend, Sie begehrt hierfür Geldentschädiguns. 


ler Antrag ist forn-un! fristgerecht gestelit. 


Die Örtliche Zuständigkeit "erlins gemäss & 185 Abs. 2 
Ziff. 5EG ist gegeben, weil der Verfolgte vor dem 31.De- 
zenber 1952 verstorben ist und seinen letzten kohnsitz in 
een (kest) ung damit im Geltungsbereich des Gesetzes 
hatte. 


erzansy uch 286 Jedoch nicht begründet. 


zemass , 6 Aus.l Ziff.2 BEG ist von der Entschädigung aus- 
zeschla: en, Wer nach dem 23.:Mai 1949 die freiheitliche 
iemokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes be- 
Könpft kat. 


(ee vorl.ussetzungen sind in cen vorliegenden FaRN für 
sie Antrasste)lerin :e,eben. 

®je hat nuf dem nit Datum vom 19.Juli 1956 eingereichten 
Zusatzfr. gebogen selbst angegeben, seit 1946 der SED und 
sem FDGE anzugehören, ausserdem hat sie im Jahre 1949 bei 
der Spaltung der Berliner Verkehrsbetriebe (BVG), bei denen 
die Ant agstellerin seit 1945 beschäftigt ist, selbst den 
“unsch eäuäiert, bei der Ost-EVG zu arbeiten, und ist auch 
Be ı rer Ein. tellung seit 1951 vom Lohnuntausch ausge- 
SCHIOSSELE 


Die “it liedschäaft eines Einwokners Westberlins, der nicht 

zur Wit lieäsceh=ft in der SED oder ihren Mass»norganisationen 
rezwune n wurde, ist aber als ei: Ausschliessungsgrund im 
inne les $ & Abs.1l Ziffer 2 BEG anzusehen, weil in dem rings 
van der sowjetischen Besatzungszone umgebenen "estberlin die 
nırgiiedschaft in Jer TED oder den Nassenorganisationen ein 
etfentlirhe, Bekenntnis zur Gewaltherrschaft darstellte und 
aaner “durch «ie Aufrechterhaltung der Kitgliedschaft der 

‚ille zur bereitschaft, cie freiheitliche demokratische Grund- 
srunung Zu bekämpfen, besonders betont wurde. 


„er Aantrug Kar ü..ner atzuleh: en. 


weiter an Anhänger eines totalitären Systems zu zahlen. Es erschien 
uns unverantweortlich, so zu handeln, wenn man berücksichtigt, daß 
dieses Gesetz einen Anspruch gegen die öffentliche Hand, gegen Ber- 
lin, begründet und praktisch, wenn eine derartige Vorschrift nicht 
aufgenommen werden würde, diejenigen Personen, die hierfür in 
Frage kommen und gleichzeitig Anhänger eines totalitären Systems 
sind, das Geld von der Stadt Berlin nehmen würden, obwohl sie die 
Stadt Berlin und ihr demokratisches Gemeinwesen zu vernichten ver- 
suchen. (Sehr richtig! bei der CDU) 

Wir sollten endlich noch etwas bedenken. Ich denke bloß an die Tage- 
bücher des seligen Herrn Propagandaministers, der sich damals in der 
Weimarer Republik darüber lustig machte, daß die Demokratie ihre 
Feinde bezahle. Er hat sich mit Recht in der Weimarer Republik dar- 
über lustig gemacht. Wir wünschen zu verhindern, daß sich derartige 
Vorfälle wiederholen (sehr gut! bei der SPD), und wir werden jeden 
aus der Entschädigung mit öffentlichen Mitteln ausschließen, der 
unseren Staat nicht anerkennt, der vielmehr die demokratische Staats- 
form zu vernichten droht. (Lebhafte Zustimmung) Eine andere For- 
mulierung wäre mit dem Sinn und dem Geist des Gesetzes in keiner 
Weise zu vereinbaren.“ 


(Stenographische Berichte, Band I Nr. 61 S. 707) 


Auf Grund dieser Stellungnahme wurden einstimmig der $ 2 Abs. 3 
und später der $ 6 Abs. 7 vom Anerkennungsgesetz für politisch 
und rassisch Verfolgte (PrV) angenommen und damit alle diejenigen 
von der Entschädigung und Anerkennung ausgeschlossen, die Mit- 
glied irgendeiner demokratischen Organisation waren oder öffentlich 
gegen die Remilitarisierung auftraten, Unterschriften für das Verbot 
der Atombombe sammelten oder gegen die Wiederzulassung mili- 
taristisch-faschistischer Organisationen in Westberlin und West- 
deutschland kämpften. Allen denen, die für die Lösung der deutschen 
Frage auf friedlicher Grundlage eintraten — mehrere tausend —, 
wurde die Entschädigung abgelehnt, und das Gerichtsverfahren bei 
den Entschädigungsgerichten war praktisch bis Ende 1955 eine Farce. 
So ein Verfahren dauerte nicht mehr als fünf Minuten und ver- 
wandelte sich in eine Aberkennung des Antragstellers durch das 
Gericht und den Vertreter des Entschädigungsamtes. Hunderte aul- 
rechter Menschen, die gegen Faschismus und Militarismus kämpften, 
wurden aberkannt. 


Der Arbeiter Kurt Hundsdörfer, Berlin-Charlottenburg, der 
von den Faschisten mehr als 12 Jahre in Haft gehalten wurde, stellte 
Antrag auf Entschädigung. Trotz wiederholter Klagen und Beru- 
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fungsverhandlung wurde die nur allzu berechiigte Forderung am 
30. Mai 1952 vom 6. Zivilsenat des Kammergerichts unter Beruiung 
auf die Ausführungen Ohnings abgelehnt. Hundsdörfer ist Mitglieq 
der SED. Zu den Ausführungen Ohnings erklärte das Kammer- 
gericht kommentierend: 
„Hieraus ergibt sich eindeutig, daß der Wille des Gesetzgebers dahin 
geht, jeden Anhänger eines totalitären Systems, der sich als solcher 
durch seine Zugehörigkeit zu einer totalitäre Ziele verfolgenden und 
die demokratische Staatsform bekämpfenden Personenvereinigung zu 
erkennen gibt, ohne Rücksicht auf die Art und den Umfang seiner 
Betätigung in dieser Personenvereinigung von der Entschädigung nach 
dem Gesetz vom 10. Januar 1951 schlechthin auszuschließen. Es ist 
somit dem Antragsgegner beizupflichten, wenn er ausführt, daß ‚be- 
kämpfen‘ hier nicht nur im Sinne einer Gewaltanwendung, sondern 
im weiteren geistigen, ideologischen Sinne zu verstehen ist, daß das 
Gesetz also Gewicht nicht auf den einzelnen als solchen, sondern auf 
seine Anhängerschaft lest.“ 


Immer wieder zieht sich durch die westdeutsche und Westberliner 
Rechtsprechung die niemals bewiesene Behauptung, daß die Kom- 
munistische Partei Deutschlands und die Sozialistische Einheitspartei 
Deutschlands totalitäre Organisationen seien, die den Sturz der 
Demokratie beabsichtigten. Nicht einmal ist es gelungen, für diese 
Verleumdungen stichhaltige Beweise beizubringen; aber in Hun- 
derten Fällen wurden Widersiandskämpfern gegen den Faschismus 
auf Grund dieser Verleumdungen alle berechtigten Entschädigungs- 
und Rentenansprüche verweigert. 


Die Auszahlung von Entschädigungen wurde von der Ausfüllung 
eines diskriminierenden Zusatzfragebogens abhängig gemacht. Damit 
kam zu Hunderten von ÄAberkennungen ein weiterer großer Per- 
sonenkreis, dem ebenfalls jede Entschädigung abgesprochen wurde. 
Um den Kreis der berechtigten Antragsteller weitestgehend einzu- 
schränken, griff man auf einen Personenkreis zurück, der vor 1933 
Mitglied der Kommunistischen Partei war. Die Mitgliedschaft in der 
Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes genügte zur Aberken- 
nung ebenso wie die Mitarbeit im Kulturbund zur demokratischen 
Erneuerung Deutschlands. Von 19 aufgeführten Vereinigungen oder 
Organisationen sind, als demokratisches Tarnmäntelchen, lediglich 
drei neofaschistische Organisationen. Allein die Weigerung, diesen 
beleidigenden Zusatzfragebogen auszufüllen, genügte für die Ab- 
erkennung jeder Entschädigung oder Rente, 
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1. Faschistische Terrorurteile sind gültiges Recht 


Der westdeutsche Staat und seine führenden Politiker haben das 
geistige Erbe des Faschismus angetreten. Wie der Faschismus ver- 
folgen auch sie die marxistische Weltanschauung und ihre Anhänger. 
Gleichzeitig versuchen sie jedoch, den Anschein der Rechtsstaatlich- 
keit zu wahren. Diese Behauptung wird schon durch die Anerken- 
nung der faschistischen Terrorrechtsprechung widerlegt. Es gehört 
zu den empörendsten Tatsachen, daß westdeutsche und Westberliner 
Richter heute die Opfer des Faschismus mit der Begründung ab- 
weisen, politische Haßurteile des Faschismus wären zu Recht er- 
gangen und daher rechtskräftig. In Westberlin wird diese ungeheuer- 
liche Praxis bereits seit Jahren gehandhabt. Die folgenden Tatsachen 
beweisen, daß schon 1951 die faschistische Rechtsprechung in West- 
berlin mehr galt als der Kampf gegen den Faschismus. In dem Be- 
scheid Nr. 1706 des Entschädigungsamtes Berlin — Gesch.-Z. Entsch. 
C6 - an Willi Becker, Berlin N65, erklärt das Entschädi- 
gungsamt ausdrücklich folgendes: 


„Dem mir vorgelegten Bescheid. bedaure ich, die gesetzlich vor- 
gesehene Zustimmung nicht erteilen zu können. Der Antragsteller ist 
durch rechtskräftiges Strafurteil wegen Vorbereitung eines hochver- 
räterischen Unternehmens zu vier Jahren Zuchthaus, verurteilt wor- 
den und hat die Strafe verbüßt. Der Bestrafung lag seine Zugehörig- 
keit zur illegalen KPD zugrunde. Die Ziele der KPD und ihrer Neben- 
organisationen waren, wie als allgemein bekannt vorausgesetzt wer- 
den kann, darauf gerichtet, jede irgendwie geartete Regierung zu 
stürzen und an ihre Stelle eine Regierung nach sowjetischem Muster 
zu setzen. Dieses Ziel wurde gleichermaßen während der Zeit des 
Nationalsozialismus als auch gegenüber den vorhergehenden demokra- 
tischen Regierungen Deutschlands verfolgt. Die Handlungsweise er- 
füllte einen strafbaren Tatbestand und wäre, auch wenn sie vor der 
Machtübernahme durch den Nationalsozialismus begangen worden 
wäre, gleichermaßen zu verfolgen und zu bestrafen gewesen. Unter 
diesen Umständen fehlt es an dem nach- $1 des Entschädigungs- 
gesetzes erforderlichen Nachweis einer typischen nazistischen Maß- 
nahme. Daran vermag auch der Umstand nichts zu ändern, daß nach 
der Machtübernahme durch den Nationalsozialismus die hochverräte- 
rischen Ziele der Herstellung eines linksradikalen totalitären Regimes 
nur nach Stürzung der nazistischen Machthaber erreicht werden konn- 
ten und deshalb die Zielrichtung der Straftat sich notwendig auch 
gleichzeitig auf die Beseitigung des nationalsozialistischen Regimes 
richten mußte. 


Auch die Strafhöhe und die Art des Strafvollzuges gibt keinen Anlaß 
zur Annahme einer Verfolgungsmaßnahme im Sinne von $1 des Ent- 
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schädigungsgesetzes. Der Tatbestand war auch bereits vor der Macht- 
übernahme durch den Nationalsozialismus strafbar, und es mußte in 
einem selbstbewußten demokratischen Staat zur Erreichung des Straf- 
zweckes auch anderswo mit Strafen in gleicher Höhe gerechnet wer- 
den. Die Bestimmungen des Entschädigungsgesetzes sollen nicht dazu 
dienen, Antragstellern eine Entschädigung zu gewähren, die ihrer- 
seits gar nicht die Wiederherstellung der demokratischen Ordnung, 
sondern die Errichtung eines anderen totalitären Regimes be- 
zweckten.“ 


Das war nicht der einzige Fall: 


Der Bauschlosser Erich Grosse, Berlin W 35, beantragte Haft- 
entschädigung für die Zeit vom 7. April 1937 bis zum 3. Mai 1945 
und Entschädigung für Schaden an Gesundheit. Grosse wurde vom 
Faschismus wegen seiner illegalen Arbeit zu Zuchthausstrafe ver- 
urteilt und danach ins KZ geschleppt. Der 13. Zivilsenat des West- 
berliner Kammergerichts erklärte, die geforderte Entschädigung 
könne nur gezahlt werden, wenn eine „besonders grobe Verletzung 
der allgemeinen Menschenrechte“ vorliege. Das aber sei nicht der 
Fall gewesen. 
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„Die bloße Tatsache, daß der Kläger wegen Vorbereitung eines hoch- 
verräterischen Unternehmens bestraft worden ist, also wegen eines 
kriminellen Deliktes, das auch in allen Rechtsstaaten und zu allen 
Zeiten strafrechtlich verfolgt worden ist und auch heute noch ver- 
folgt wird, reicht allein somit noch nicht aus, um einen Entschädi- 
gungsanspruch zu begründen, mag der Täter ‘auch aus politischer 
Überzeugung heraus gehandelt haben. 


Er ist in einem ordnungsmäßig durchgeführten Strafverfahren durch 
Urteil des Kammergerichts wegen Vorbereitung eines hochverräte- 
rischen Unternehmens zu der Freiheitsstrafe, für die er jetzt ent- 
schädigt werden will, verurteilt worden. Grundsätzlich kann man 
aber eine im ordnungsmäßig durchgeführten Strafverfahren erfolgte 
Verurteilung wegen eines kriminellen Deliktes, aus welchem Motiv 
dieses Delikt auch begangen sein mag, noch nicht als eine Gewalt- 
maßnahme ansehen. 


Wie sich aus diesen zahlreichen Strafurteilen ergibt, wurde die aktive 
Betätigung in der KPD schon zur Zeit der Weimarer Republik vom 
Reichsgericht und vom Staatsgerichtshof zum Schutze der Republik 
als hochverräterisches Unternehmen angesehen und bestraft. 


Wenn der Kläger dann an den Versammlungen der inzwischen ver- 
botenen und nunmehr illegal weiterarbeitenden KPD teilnahm und 
sogar für diese tätig war, indem er deren umstürzlerisches Propa- 
gandamaterial verteilte, und deshalb in einem ordnungsmäßig durch- 
geführten Strafverfahren gerichtlich bestraft worden ist, so kann man 


dies nicht als nationalsozialistisches Unrecht ansehen, das ihm durch 
das Gericht zur Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft zugefügt 
worden ist. 

Soweit der Kläger nach Verbüßung seiner Strafe anschließend in 
das KZ Sachsenhausen gebracht wurde, könnte darin vielleicht eine 
nationalsozialistische Unrechtsmaßnahme gesehen werden, die aber 
nach dem Gesetz nur dann einen Entschädigungsanspruch wegen 
Freiheitsentzuges auslösen würde, wenn der Kläger dadurch als 
Gegner des Nationalsozialismus, also wegen seiner politischen Über- 
zeugung, weiterhin verfolgt und nicht etwa wegen seiner verbotenen 
Mitarbeit in der illegalen KPD unschädlich gemacht werden sollte. 
Welches der tatsächliche Grund der KZ-Haft war, war jedoch nicht 
mehr festzustellen. Insoweit kam es aber hierauf nicht an, weil der 
Kläger ohnehin keinen Anspruch auf Entschädigung hat, denn er ist 
wegen Seiner früheren Zugehörigkeit zur KPD vor der nationalsozia- 
listischen Herrschaft gemäß $1 Abs.4 Ziff.4 BEG (Bundesentschädi- 
gungsgesetz) von der Entschädigung ausgeschlossen.“ 


Der Widerstand gegen den Faschismus war also eine kriminelle 
Handlung, die mit vollem Recht bestraft worden ist. Die Errichtung 
von KZ-Lagern ist in den Augen des Westberliner Kammergerichts 
eine selbstverständliche, gerechtfertigte Schutzmaßnahme des 
faschistischen Staates gewesen. Dagegen wird dem Antragsteller 
Grosse verschärfend zur Last gelegt, daß er nach 1946 Mitglied der 
SED wurde und im Januar 1953 wegen Besitzes von zwei SED-Flug- 
blättern in Westberlin zu 50 DM Geldstrafe verurteilt wurde. Das 
sind die zwei Seiten der Westberliner Rechtsprechung. 


KZ-Häftlinge werden als Verbrecher hingestellt 


Das Urteil im Entschädigungsantrag der Frau IlseGrundwald, 
geb. Müller, Berlin SW 29, zeigt, wie mit allen Mitteln versucht wird, 
den Faschismus von seiner Blutschuld reinzuwaschen. Willi Grund- 
wald, der Ehemann der Antragstellerin, war wegen illegaler Arbeit 
zu Gefängnisstrafe verurteilt und nach Verbüßung der Strafe in 
Konzentrationslagern inhaftiert worden. Im April 1945 wurde er mit 
vielen anderen KZ-Häftlingen auf das Schiff „Cap Arcona“ gebracht. 
Das Schiff wurde von englischen Fliegern angegriffen und versenkt, 
nachdem der Kommandant dem Befehl der Engländer nicht Folge 
leistete, das Schiff in den Hafen einlaufen zu lassen. Es wurde nach- 
gewiesen, daß der Kommandant von Himmler den ausdrücklichen 
Befehl erhalten habe, die auf dem Schiff befindlichen 8000 Häftlinge 
zu vernichten. Trotzdem wurde vom Kammergericht die ungeheuer- 
liche Feststellung des Entschädigungsamtes Berlin unterstützt, daß 
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Willi Grundwald nicht durch faschistische Verfolgungsmaßnahmen 
umgekommen sei. 


„Das Entschädigungsamt Berlin hat den Anspruch der Klägerin 
durch Bescheid Nr. 15 057 vom 12. Mai 1953 mit der Begründung ab- 
gelehnt, daß der Tod ihres Ehemannes nicht durch nationalsozia- 
listische Verfolgungsmaßnahmen, sondern durch Kriegseinwirkung 
verursacht worden sei. 


Derartige, gelegentlich einer nationalsozialistischen Verfolgung ein- 


getretene Todesfälle seien nicht wiedergutmachunsspflichtig, da zwi- 
schen Verfolgung und Tod kein adäquater Kausalzusammenhang be- 
stehe. Der Zweck der Verbringungs der KZ-Insassen von Neuensamme 
auf das Schiff sei auch nicht deren Vernichtung gewesen, vielmehr 
habe die Bevölkerung Hamburgs vor den KZ-Insassen geschützt wer- 
den sollen.“ 


Ein deutsches Kammergericht wagt die ungeheuerlichae Verleumdung 
auszusprechen, die Bevölkerung einer deutschen Stadt hätte vor 
KZ-Insassen geschützt werden müssen, d. h., die Widerstands- 
kämpfer gegen den Faschismus seien Gewaltverbrecher oder ver- 
tierte Unmenschen gewesen. Auch in diesem Urteil findet sich wieder 
die Verteidigung der faschistischen Rechtsprechung. 
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„Die bloße Tatsache, daß der Ehemann der Klägerin wegen Vor- 
bereitung eines hochverräterischen Unternehmens bestraft worden 
ist, also wegen eines kriminellen Delikts, das auch in allen Rechts- 
staaten und zu allen Zeiten strafrechtlich verfolgt worden ist und 
auch heute noch verfolgt wird, reicht somit allein nicht aus, um einen 
Entschädigungsanspruch zu begründen, mag der Ehemann der Kläge- 
rin auch aus politischer Überzeugung heraus gehandelt haben. Es 
kommt auf die der Verurteilung zugrunde liegende Handlung an. 
Der Ehemann der Klägerin ist nach dem Ermittlungsergebnis der 
Anklageschrift, das im wesentlichen den Gegenstand des Strafver- 
fahrens gebildet haben dürfte, verurteilt worden, weil er kommu- 
nistische Literatur im Besitz hatte, bei ihrer Verbreitung mitwirkte 
und an verbotenen Versammlungen teilnahm. Damit hat der Ehe- 
mann der Klägerin sich nicht in den Grenzen einer freien politischen 
Meinungsäußerung gehalten, sondern sich für das von der KPD, der 
er angehört hatte und der er auch illegal weiter diente, erstrebte 
Ziel eingesetzt. Daß sich seine Handlung gleichzeitig gegen den Natio- 
nalsozialismus richten mußte, ändert daran nichts. 


Wenn der Ehemann der Klägerin für die gleiche Tätigkeit im Rah- 
men der inzwischen verbotenen und nunmehr illegal weiterarbeiten- 
den KPD in einem ordnungsmäßis durchgeführten Strafverfahren 
gerichtlich bestraft worden ist, so kann man dies nicht als national- 
sozialistisches Unrecht ansehen, das ihm durch das Gericht zur Zeit 
der nationalsozialistischen Herrschaft zugefügt worden ist. Er ist für 


eine hochverräterische Tätigkeit bestraft worden, die zu allen Zeiten, 
also auch schon vor der Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft, 
strafbar war und bestraft worden ist und auch heute wieder bestraft 
wird. 

In der Verurteilung des Ehemannes der Klägerin wegen Vorberei- 
tung eines hochverräterischen Unternehmens zu 1!/z Jahren Gefäng- 
nis kann daher nach obigen Ausführungen nur insoweit eine natio- 
nalsozialistische Gewaltmaßnahme erblickt werden, als die fest- 
gesetzte Strafe über die erforderliche Sühnemaßnahme hinausging. 
Jedenfalls aber muß die Überführung des Ehemannes der Klägerin 
in KZ-Haft nach Verbüßung seiner Strafe als eine nationalsoziaälisti- 
sche Gewaltmaßnahme angesehen werden, die durch die Straftat 
selbst nicht gerechtfertigt war, sondern lediglich dazu bestimmt war, 
um ihn als politischen Gegner auszuschalten.“ 


2. Aberkennung als politisch Verfolgter wegen 
Mitgliedschaft in demokratischen Organisationen 


Nachdem durch eine Entscheidung des Bundesgerichts die Entschädi- 
gungsansprüche der Antragsteller anerkannt werden mußten, holte 
im Januar 1956 das Oberverwaltungsgericht unter Vorsitz des Senats- 
präsidenten Dr. Hegel zu einem neuen Schlag gegen die Demokratie 
und demokratische: Rechtsprechung aus. Dem oben erwähnten Erich 
Grosse wurde die Anerkennung als politisch Verfolgter abgelehnt. 


Am 6. Mai 1956 trat das neue Anerkennungsgesetz für politisch, 
rassisch und religiös Verfolgte (PrVG) in Kraft. Nach diesem Gesetz 
kann eine Person aberkannt werden, die in irgendeiner Form mit 
dem heutigen System unzufrieden ist und das öffentlich äußert, 
d.h. zum Beispiel gegen den Faschismus und Militarismus Stellung 
nimmt, und alle diejenigen, die Mitglied irgendeiner Organisation 
sind, die in. beiden deutschen Staaten zugelassen ist. 86 Abs. 3 und 4 
besagt, daß von der PrV-Anerkennung ausgeschlossen werden, 
„die Anhänger eines totalitären Systems sind oder nach dem 30. No- 
vember 1948 waren oder 
deren Verfolgung durch den Nationalsozialismus nur auf einer Ge- 
legenheitstat beruhte“. 


In der Begründung wird ein Gegensatz zwischen „Demokraten“, die 
gegen den Faschismus kämpften, und Mitgliedern der SED, die 
gegen den Faschismus kämpften, konstruiert. 


„Das PrVG soll also nicht für materielle und körperliche Verluste 
entschädigen, sondern in erster Linie für überzeugte Demokraten 
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eine Anerkennung, die die Voraussetzung für die Aufnahme in den 
Kreis der Personen ist, die einer besonderen sozialen Hilfe teilhaftig 
werden sollen, bringen, und zwar für solche Demokraten, die sogar 
unter den selbstmörderischen Verhältnissen des ‚Dritten Reiches‘ 
für ihre demokratische Überzeugung gekämpft und gelitten haben. 
Hierzu steht es nicht im Widerspruch, daß rassisch Verfolgte als 
kollektiv diskriminierte Personen ohne das Erfordernis der Bekämp- 
fung des Nationalsozialismus anerkannt werden. Rassisch Verfolgte 
waren — wie man es nennen könnte — die ‚geborenen‘ Feinde des 
Nationalsozialismus und haben daher die — im Einzelfall widerleg- 
bare — Vermutung ihres Eintretens für den demokratischen Staat 
für sich. 

Da das Gesetz nur Demokraten anerkennen will, ist es einleuchtend, 
daß der Anzuerkennende auch heute die freiheitlich-westliche Staats- 
form und Rechtsordnung bejahen muß, wenn er die besonderen 
Vergünstigungen des PrVG in Anspruch nehmen will.“ 


Allein vom Oktober 1956 bis Juni 1957 wurden 40 Westberliner 
Widerstandskämpfern vom Senat die Rechte als politisch und rassisch 
Verfolgte aberkannt. Bei dieser Aberkennungspraxis ist eine wider- 
sprüchliche juristische Lage entstanden. Die Anerkennungsverfahren 
müssen nach dem 3. Bundesergänzungsgesetz jetzt vor den Entschä- 
digungsgerichten durchgeführt werden. Nach dem Entschädigungs- 
recht, wenn es sich um einfache Mitglieder handelt und nichts 
anderes nachgewiesen werden kann, muß die Entschädigung aner- 
kannt werden. Nach dem Anerkennungsgesetz müssen sie aberkannt 
werden. Das ist offensichtlich eine Verletzung des Bonner Grund- 
gesetzes Art. 3 Abs. 3. 


Dafür geben wir drei Beispiele: 
AnnaWendel, Berlin SO 36 


Ihr Mann war fünf Jahre von den Faschisten inhaftiert und ist an 
den Folgen der Haft gestorben. Sie selbst war ebenfalls über fünf 
Jahre in Haft. Ihr Antrag wurde am 11. September 1956 abgelehnt, 
weil sie politisch organisiert ist und weil sie an Veranstaltungen im 
demokratischen Sektor Berlins teilgenommen hät. Das Landgericht 
hat auf Grund dieser Tatsache der Klage stattgegeben und sie wieder 
anerkannt. Gegen dieses obsiegende Urteil hat der Senator für 
Arbeit. und Sozialwesen Berufung eingelegt, und es heißt in der 
Berufungsschrift: 


„Nach einer amtlıchen Auskunft sind Sie Mitglied der SED und der 
DSF. Somit sind Sie Anhängerin eines totalitären Systems und pro- 
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pagieren in diesem Sinne. Außerdem wurde festgestellt, daß sie an 
diesbezüglichen Veranstaltungen im Osten teilnehmen. Durch dieses 
Verhalten beweisen Sie, daß Sie die demokratische Staatsform in 
Westberlin ablehnen. Sie können deshalb auch an deren Einrichtun- 
gen nicht teilnehmen.“ 


Damit wird die ganze Lage der politisch Verfolgten in Westberlin 
gekennzeichnet. 


Ähnlich ist die Berufung vom 22. Mai 1957 gegen das Urteil des 
Landgerichts, die der Senator für Arbeit und Sozialwesen in der 
Sache Karl Fissmer, Berlin N 65, einlest. Herr Fissmer war 
zeitweise als Pförtner bei der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch- 
lands beschäftigt. Darum wurde ihm, trotz seines hohen Alters, die 
Rente gesperrt. 


Am 25. Juli 1957 wurde Herrn PaulSeidlitz, Berlin-Plötzensee, 

die PrV-Anerkennung entzogen. In der Begründung heißt es: 
„Wie festgestellt wurde, haben Sie zu der im Jahre 1954 stattgefun- 
denen Wahl der Bezirksverordnetenversammlung von Charlottenburg 
für die SED kandidiert. Außerdem sind Sie Mitglied der Gesellschaft 
für Deutsch-Sowjetische Freundschaft (DSF). Damit treten Sie für 
die Ziele dieser Partei und deren Organisationen ein, die die demo- 
kratische Grundordnung in Westberlin und in der Bundesrepublik 
bekämpfen.“ 


Demokratische Grundrechte werden mißachtet 


Zu diesen Beispielen gibt es viele Parallelen. Im ganzen gesehen wur- 
den in Westberlin alle diejenigen, die für die in Westberlin zu- 
gelassene Sozialistische Einheitspartei Deutschlands als Abgeordnete 
oder Bezirksverordnete kandidierten, und alle die, die sich aktiv an 
der Wahlvorbereitung und Wahldurchführung beteiligten, von der 
Entschädigung ausgeschlossen und als politisch Verfolgte aberkannt. 
Das legitime demokratische Recht eines jeden Bürgers, sich für eine 
zugelassene Partei zu entscheiden und sich für sie einzusetzen, wird 
damit unter Ausnahmerecht gestellt und bestıaft! Gegen diese Ur- 
teile wurde beim Bundesgericht in Karlsruhe Berufung eingelegt. 
Das Bundesgericht hat am 7. Juli 1956 folgenden Rechtssatz ver- 
kündet: 
„Wenn ein Anspruchsberechtigter bei einer Stadtverordnetenwahl, 
bei der die SED zugelassen war, für die Kandidaten dieser Partei 
stimmt oder wirbt oder sich selbst als Kandidat aufstellen oder wäh- 
len läßt, so leistet er im Sinne des $1 Abs.4 BErgG weder einer Ge- 
waltherrschaft Vorschub noch bekämpft er damit die freiheitliche 
demokratische Grundordnung.“ 
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Den Westberliner Senat und die Westberliner Justizbehörden inter- 
essieren jedoch die Entscheidungen des Bundesgerichtes nicht. Die 
sefällten Aberkennungen wurden nach dieser Grundsatzentschei- 
dung nicht widerrufen, viele weitere Aberkennungen wurden im 
gleichen Ungeiste ausgesprochen. 


Die Westberliner Organisation der VVN legte am 11. April 1956 auf 
einer Pressekonferenz 23 Fälle der Aberkennung vor. Die damals 
angeführten Beispiele, die selbstverständlich von der Westberliner 
Presse unterschlagen wurden, sind nach wie vor von größtem Inter- 
esse. Sie zeigen, daß elementarste demokratische Handlungen oder 
Entscheidungen, wie die Mitgliedschaft in der VVN, oder das Ein- 
treten für das Verbot der Atomwaffen bereits für die PrV-Aberken- 
nung genügen. Die Beispiele sind gerade jetzt wieder aktuell, da 
bei einer Reihe der betroffenen Personen in Berufungsverhand- 
lungen die Aberkennung erneut bestätigt wurde. 


Auch unter diesen Beispielen wurde eine Reihe Aberkennungen mit 
der Kandidatur für die SED oder mit der Beteiligung am Wahlkampf 
begründet. 
Da ist vor allem der Fall des bekannten Pädagogen und Schul- 
reformers Professor Paul Oestreich zu nennen. In der 
ersten Verhandlung, in der Berufungsverhandlung und in einem 
Dienststrafverfahren wurden Professor Oestreich 1950 die Versor- 
gungsbezüge, 1954 die Entschädigungsansprüche und 1955 die PrV- 
Rente aberkannt. Ihm wird die Kandidatur für die SED, seine Tätig- 
keit beim demokratischen Magistrat von Groß-Berlin als Dezernent 
der Abteilung Höhere Schulen (bis zum September 1950), seine 
publizistische Arbeit über das Bildungswesen in der DDR und seine 
Beteiligung an Kundgebungen der Friedensbewegung zur Last ge- 
legt. Aus der Entscheidung des Kammergerichtes vom 14. November 
1955 spricht kaum verhohlen die Angst, daß das Vorbild hoch- 
angesehener Persönlichkeiten breiteste Bevölkerungsschichten für 
die Politik der SED gewinnen könnte. Zu seiner Kandidatur für die 
Westberliner Wahlen vom 5. Dezember 1954 heißt es: 
„Er hat damit der Gewaltherrschaft der SED Vorschub geleistet und 
zugleich die freiheitliche demokratische Grundordnung bekämpft. 
Daß er unter Voranstellung seiner Person und mit dem stillschwei- 
genden Hinweis auf seinen unbestrittenen Ruf als Pädagoge auftrat 
und auftritt, verleiht seiner Unterstützung die weit über seine Person 
hinausgehende Wirkung. Wenn eine Persönlichkeit, die wegen ihrer 
fachlichen Erfahrung und Bedeutung weitgehende Anerkennung ge- 
nießt, sich Öffentlich zu einer Sache bekennt, so wirkt das beispiel- 
gebend für viele und fördert diese Sache.“ 
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Herr WilliSchirrmeister aus Berlin-Mariendorf wurde 1954 
als politisch Verfolgter aberkannt. Am 13. Februar 1956 wurde die- 
ses Willkürurteil durch das Verwaltungsgericht bestätigt, wobei ihm 
vorgeworfen wurde, daß er im Dezember 1954 für die SED kandi- 
diert habe. Herr Schirrmeister war 1937 vom Volksgerichtshof zu 
15 Jahren Zuchthaus verurteilt worden. Er war über 8 Jahre in 
Haft und zog sich ein schweres Herzleiden zu. 


Herr Kurt Künzel aus Berlin-Plötzensee wurde 1955 aberkannt 
und die Entscheidung im Januar 1956 von der Schiedsstelle PrV be- 
stätigt, weil er eine Wahlversammlung in der Gastwirtschaft Heide- 
schlößchen geleitet hatte. Er war 8 Jahre und 8 Monate in Haft. 


Herr Friedrich Bialluch aus Berlin-Schöneberg wurde als 
PrV aberkannt, weil er in der Vorbereitung der Dezemberwahlen 
1954 Wahlplakate der SED geklebt hatte. 


Bei den PrV-Aberkennungen im Fälle Bernhard Klappert, 
Wilhelm Liebig, Otto Arndt, August Prenzlow, 
den Eheleuten Robert und Martha Erdtmann und Frau 
Franziska Abendroth lagen keinerlei Beweisgründe vor, die 
eine Aberkennung gerechtfertigt hätten. In allen Fällen handelt es 
sich um unbeweisbare Spitzelberichte oder Verdächtigungen. Es 
konnte weder der Beweis erbracht werden, daß einer von ihnen 
einer angeblich totalitären Organisation angehört, noch sich an 
einer anderen vom Wesiberliner Frontstadtsenat verfolgten Hand- 
lung (Teilnahme an Demonstrationen oder Unterschriftensammlun- 
gen) beteiligt hat. Nur Herr Klappert und Herr Prenzlow erhielten 
in Berufungsverhandlungen die PrV-Anerkennung zurück. Die PrV- 
Ansprüche des Ehepaares Luscher wurden bereits 1952 ab- 
erkannt, da August Luscher noch heute Vorsitzender der VVN im 
Bezirk Reinickendorf ist. 


Den Eheleuten Habi aus Berlin-Moabit wurde die PrV-Anerken- 
nung verweigert, weil sie Mitglieder der Gesellschaft für Deutsch- 
Sowjetische Freundschaft sind. 


Geradezu lächerlich wirkt die Aberkennung bei der parteilosen Frau 
Emma Beyer aus Berlin-Tempelhof. Dieser Fall ‚zeigt zugleich, 
welche Willkürpraxis die PrV-Dienststelle ausübt. Frau Beyer ist 
infolge ihrer vierjährigen Zuchthausstrafe schwer erkrankt. Durch 
Vermittlung der VVN — obwohl sie nicht deren Mitglied war — 
wurde sie in die Berliner Charite eingewiesen. Das genügte Herrn 
Löffler für folgende ablehnende Begründung: 
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„... weil Sie durch Ihre Lebensführung beweisen, daß Sie ein totali- 
täres System, das gegen die demokratische Staatsform gerichtet ist, 
unterstützen.“ 


Frau Beyer verstarb am 9. Oktober 1955, ohne daß ihr die geringste 
Fürsorge von seiten des Senats zuteil wurde. 


Frau Helene Behmann aus Charlottenburg wurde am 
13. Februar 1954 aberkannt, weil sie sich an einer Demonstration 
beteiligte, die sich gegen die Gefährdung von Menschenleben durch 
die Besatzungsmacht richtete, als 1952 im Freibad Wannsee ein Kind 
durch einen Schuß schwer verletzt wurde. In einem ähnlichen 
Urteil vom 15. Juli 1955 mußte vom Kammergericht ausdrücklich 
zugegeben werden, daß eine solche Beteiligung nicht ausreicht, um 
„feststellen zu können, daß sie sich damit aktiv für die Ziele der 
SED eingesetzt hat“. Trotzdem wurde Frau Behmann die Anerken- 
nung verweigert. 


Die PrV-Aberkennung gegen Herrn Andreas Becker wurde 
folgendermaßen begründet: 


„Ihrer Anerkennung als politisch verfolgt Gewesener kann jedoch 
nicht entsprochen werden, weil Sie als Westberliner auf Grund des 
Lebenismittelkartenbezugs im Ostsektor vom Geldumtausch aus- 
geschlossen worden sind.“ 


Nur in einem einzigen Fall, bei der PrV-Aberkennung gegen Herrn 
Erich Ziegler aus Neukölln, wurde nur die Tatsache, daß er 
Mitglied der SED sei, als Begründung angegeben. 


Das Auftreten gegen die Atomkriegsgefahr ist strafbar 


Bei einer Reihe von Urteilen genügte der Versuch, Unterschriften 
für das Verbot der Atomwafie zu sammeln, zur Aberkennung des 
PrV-Anspruches. 


Frau Else Sternbergaus Spandau wurde wegen des Versuches 
der Unterschriftensammlung vom Schnellgericht zu 19 Tagen Ge- 
fängnis verurteilt. Die einzigen Beweismittel, die zu ihrer Ver- 
urteilung führten, waren zwei nicht ausgefüllte Erklärungsvor- 
drucke. Dies genügte auch für die Aberkennung als PrV. 


Der Fall Sternberg ist insofern bemerkenswert, als der Strafantrag 
gegen Frau Sternberg 1950 vor dem Schnellgericht von einem Dr. 
Görcke gestellt wurde. Dieser Herr Dr. Görcke ist am 16. Februar 
1956 auf Vorschlag des Senats zum General-Staatsanwalt berufen 
worden. 
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Es ist authentisch, daß Dr. Görcke Mitglied des Stahlhelm, der SA 
und der NSDAP war; er war ein treuer Diener Hitlers und wurde 
deshalb 1936 zum Ersten Staatsanwalt am Kammergericht und 1939 
zum Oberstaatsanwalt befördert. Später war er dann Kriegsgerichts- 
rat in Frankreich. Dieser faschistisch belastete Jurist nimmt heute 
den bedeutenden Posten des General-Staatsanwalts in Westberlin ein. 


Herrn Heinrich Volz wurde auch in der Berufungsverhandlung 
vor dem Oberverwaltungsgericht die PrV-Anerkennung mit der Be- 
gründung abgelehnt, er habe in seiner Wohnung mit anderen Men- 
schen über die Gefahren der Atomwaffen gesprochen. Das un- 
geheuerliche Urteil wurde einzig und allein nach den unwahren 
Behauptungen eines sogenannten Ermittlungsberichtes gefällt. 


Antisemitismus und Sippenhaft 


Frau LilliLang aus Neukölln wurde im Alter von 16 Jahren als 
Jüdin mit ihren Eltern und Geschwistern nach Auschwitz depor- 
tiert. Sie ist die einzige Überlebende. Sie hat weder einen Pfennig 
Entschädigung erhalten noch ihre PrV-Anerkennung. Diese neo- 
faschistische Entscheidung wurde am 25. Februar 1956 von der PrV- 
Schiedsstelle und am 1. Juli 1957 vom Westberliner Verwaltungs- 
gericht gutgeheißen. Neben ihrer Mitgliedschaft in der SED und 
der VVN wurde ihr verschärfend zur Last gelegt, daß der Haupt- 
mieter der Wohnung, in der auch sie wohnt, arn 1. Mai 1954 eine 
rote Fahne hißte und wegen politischer Agitation gemäß Verord- 
nung 501 zu Gefängnis verurteilt wurde. Diese Entscheidung geht 
noch über die verbrecherische Sippenhaftung hinaus. 


Der 77jährige Rentner Alfons Mattert, 2V/» Jahre im KZ und 
Zuchthaus, wurde als politisch Verfolgter aberkannt. In der gleichen 
Wohnung ist eine Dienststelle der SED gleichberechtigter Teilpart- 
ner. Dieser seit 1945 bestehende Sachverhalt genügte, um Herrn 
Mattert die Rente zu sperren. In der Begründung des Senatsbeamten 
Löffler heißt es: 
„In Ihrer Wohnung finden regelmäßig Zusammenkünfte von Per- 
sonen statt, die mit Ihnen die demokratische Staatsform Westberlins 
bekämpfen.“ 
Auch das muß als Überbietung der faschistischen Sippenhaftung an- 
gesehen werden. Das Verwaltungsgericht bekräftigte in einer Sit- 
zung vom 29. Oktober 1956 die Aberkennung. 


Bei der PrV-Aberkennung gegen Herrn Herbert Allenstein 
aus Neukölln verbindet sich die Begründung, er habe Unterschrif- 
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ten gegen die Atomwaffe gesammelt, mit unverhüllten antisemiti- 
schen Zügen. Laut Urteil des Verwaltungsgerichtes vom 12. Juni 
1054 wurde Herr Allenstein auch dort abgelehnt. 


Wir entnehmen diesem Urteil folgenden bemerkenswerten Satz: 


„Die Tatsache, daß später im Jahre 1943 die Eltern des Klägers depor- 
tiert worden sind, kann, entgegen der Ansicht des Klägers, nicht zum 
Beweise dafür dienen, daß schon vier Jahre zuvor, 1939, dem Kläger 
eine Verhaftung gedroht habe.“ 


Das heißt also, der Gerichtsvorsitzende, von Malotki, ist der Auf. 
fassung, Herr Allenstein hätte als Jude 1939 nicht zu emigrieren 
brauchen; denn damals, 1939, hätte ihm ja gar nichts geschehen 
können. 


Der Richter von Malotki kann sich offensichtlich nicht daran er- 
innern, daß damals, 1939, die von Dr. Globke kommentierten Nürn- 
berger Schandgesetze bereits vier Jahre lang in Kraft waren, daß 
die Verbrechen der „Kristallnacht“ bereits ein Jahr zuvor geschehen 
waren, daß bereits Tausende Juden verhaftet, mißhandelt, gefoltert 
und ermordet waren. 


3. Verweigerung und Verzögerung 
von Entschädigungen für Opfer des Faschismus 


Während der Senator für Arbeit und Sozialwesen, Bernoth (CDU), 
Abteilung PrV, seine ganze Kraft darauf verwendet, möglichst viele 
politisch Verfolgte abzuerkennen und ihnen die Rente zu sperren, 
sabotiert das Entschädigungsamt die Bearbeitung der Entschädi- 
gungsanträge von politisch und rassisch Verfolgten, wenn bekannt 
ist, daß es sich um Personen handelt, die nach wie vor gegen Mili- 
tarismus und Faschismus auftreten. Der ganze Ablauf der Ver- 
fahren vor den Entschädigungsgerichten, der an die Verfahren vor 
den Volksgerichtshöfen erinnert, ist besonders für alte und kranke 
Personen eine solche physische und seelische Belastung, daß es 
sich für viele verbietet, einen Entschädigungsantrag zu stellen. Die 
Antragsteller müssen bis in die kleinsten Einzelheiten ihre anti- 
faschistische Tätigkeit nachweisen. Besonders intensiv werden sie 
über ihre gegenwärtige gesellschaftliche Tätigkeit ausgefragt, die 
Richter sind darauf geeicht, Fangfragen zu stellen, um Gründe für 
gie Ablehnung konstruieren zu können. 


Der Entschädigungsantrag von Frau Emilie Mehlis von 
1. August 1955 wurde unter Bescheid Nr. 56610 am 13. Juni 1956 
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vom Entschädigungsamt abgelehnt. Die 92jährige Witwe beantragte 
Entschädigung für Schaden an Leben und Freiheit für ihren am 
96. August 1943 von den Faschisten hingerichteten Sohn. Bereits 
1952 wurde ein entsprechender Antrag abgelehnt. Daß eine 92- 
jährige Frau in Not und Elend gestoßen wird, wird damit begrün- 
det, daß sie 1951 Mitglied der SED, des DFD, der VVN und der 
Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft gewesen sei; 


Der Entschädigungsantrag der Witwe Rosa Schönherr für 
ihren am 20. August 1952 von faschistischen Elementen ermordeten 
Ehemann wurde vom Entschädigungsamt, vom Landgericht und am 
3, Juni 1957 auch vom 17, Zivilsenat des Kammergerichtes abge- 
lehnt. 


Fritz Schönherr wurde im August 1936 von den Faschisten zu 
5 Jahren Zuchthaus und 5 Jahren Ehrverlust verurteilt. Da er aber 
Mitglied der SED war, wurde seiner Frau die Entschädigung verwei- 
gert. Darüber hinaus wird angeführt: 
„Sie selbst ist ebenfalls Mitglied der SED und hat anläßlich der Wahl 
zum Abgeordnetenhaus in Berlin im Dezember 1954 für die SED 
kandidiert.“ 


Zwei Dinge waren besonders bezeichnend: 


1.Das durch seine Zersetzungstätigkeit hinreichend bekannte Mini- 
sterium für gesamtdeutsche Fragen wurde zur Begutachtung 
herangezogen. Es gab entstellte Hinweise über die Rolle eines 
Kulturleiters und der Intelligenzrente in der DDR. 


3.In der Begründung heißt es: 
„Selbst in Betrieben außerhalb Berlins... ist der Ehemann der 
Klägerin als Funktionär der SED bekannt gewesen, denn diese Be- 
triebe protestierten gegen seine angebliche Ermordung durch 
Faschisten.“ 


Damit soll der „Beweis“ erbracht werden, daß Schönherr ein füh- 
render Funktionär gewesen sei. Es wird nicht nur in Zweifel ge- 
zogen, daß Fritz Schönherr von faschistischen Elementen ermordet 
wurde, sondern als unbegreiflich hingestellt, daß die Bevölkerung 
der DDR gegen neofaschistische Mordtaten protestiert, auch wenn 
sie den Ermordeten vorher nicht kannte. Dem Senatspräsidenten 
Kinzel will es nicht in den Sinn kommen, daß sich in der DDR 
gegen jeden neofaschistischen Umtrieb eine empörte Reaktion er- 
hebt. Offensichtlich erscheinen ihm solche Vorkommnisse entschuld- 
bar und normal, 
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Karl Jannasch, Berlin-Charlottenburg, beantragte Entschädi. 
gung, die vom Entschädigungsamt durch Bescheid Nr. 23341 am 
5, Februar 1954 abgelehnt wurde. Die Nichtbeantwortung des Zu. 
satzfragebogens wurde als Begründung angegeben. Am 19. Juni 1954 
wurde dieser Entscheid vom Landgericht bestätigt. Am 23. Mai 195g 
erkannte das Kammergericht in einem Teilurteil eine Entschädigung 
von 3720,— DM an mit der Begründung, eine aktive Tätigkeit des 
Beklagten für die SED könne nicht nachgewiesen werden. Am 
16. Mai 1957 wurde von der 191. Zivilkammer des Landgerichts Ber. 
lin dieses Teilurteil aufgehoben und zurückgewiesen. In diesem 
Urteil heißt es u.a.: 


„Es kommt hinzu, daß für den Beklagten die kämpferische Verbrei- 
tung von Flugblättern nichts Neues ist. Er hat dieses früher schon 
als eine Tätigkeit zur Bekämpfung des Nationalsozialismus an- 
gesehen. Er hat vor dem Kammergericht am 17. August 1955 (Bl. 66R. 
der Beiakten) ausgesagt, er sei im Jahre 1936 bei seiner Vernehmung 
auf dem Alexanderplatz danach gefragt worden, ob er Flugblätter 
verteilt habe; er habe das damals aber nicht zugegeben, da es ihm 
nicht nachzuweisen gewesen sei. Darum sei er lediglich zu zwei Jahren 
Zuchthaus und drei Jahren Ehrverlust verurteilt worden, weil er zu 
illegalen ‚Kämpfern‘ in Beziehung gestanden habe. Der Beklagte war 
sich also schon damals darüber klar, daß die Verteilung von gegen 
den Staat gerichteten Flugblättern eine kämpferische Tätigkeit ist.“ 


Das heißt also, daß eine antifaschistische Tätigkeit heute in West- 
berlin nicht anerkannt wird, sondern strafverschärfend wirkt. 


Die Witwe Selma Schmirgal, Berlin N 65, stellte am 
19. Januar 1956 einen Entschädigungsantrag wegen Schadens an 
Leben und Freiheit für ihren verstorbenen Ehemann. Der Antrag 
wurde am 6. Mai 1957 vom Entschädigungsamt abgelehnt. Als Be- 
gründung heißt es: 


„sie hat auf dem mit Datum vom 10. Juli 1956 eingereichten Zusatrz- 
fragebogen selbst angegeben, seit 1946 der SED und dem FDGB an- 
zugehören, außerdem hat sie im Jahre 1949 bei der Spaltung der 
Berliner Verkehrsbetriebe (BVG), bei denen die Antrasstellerin seit 
1945 beschäftigt ist, selbst den Wunsch geäußert, bei der Ost-BVG 
zu arbeiten, und ist auch wegen ihrer Einstellung seit 1951 vom Lohn- 
umtausch ausgeschlossen. 


Die Mitgliedschaft eines Einwohners Westberlins, der nicht zur Mit- 
gliedschaft in der SED oder ihren Massenorganisationen gezwunger 
wurde, ist aber als ein Ausschließungsgrund im Sinne des $6 Abs.| 
Ziffer 2 BEG anzusehen, weil in dem rings von der sowjetischer 
Besatzungszone umgebenen Westkerlin die Mitgliedschaft in der SEI 
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oder den Massenorganisationen ein öffentliches Bekenntnis zur Ge- 
waltherrschaft darstellte und daher durch die Aufrechterhaltung der 
Mitgliedschaft der Wille zur Bereitschaft, die freiheitliche demokra- 
tische Grundordnung zu bekämpfen, besonders betont wurde. 


Der Antrag war daher abzulehnen.“ 


Spitzeldienste im Auftrag der Frontstadtpolitiker 


Der abgelehnte Entschädigungsantrag des Ehepaares Alfred und 
Helene Stumpe für ihren 1934 von den Faschisten ermordeten 
Sohn wurde vom Landgericht am 29. Februar 1956 anerkannt. Das 
Entschädigungsamt Berlin legte dagegen Berufung ein. 


Der Sohn des Ehepaares Stumpe kam 1933 ins KZ und setzte nach 
seiner Freilassung den illegalen Kampf fort. Er wurde von Faschi- 
sten ermordet. Das Westberliner Entschädigungsamt bezweifelt dies 
und stellte sich auf den Boden faschistischer Ermittlungen, nach 
denen Paul Stumpe aus Angst vor einer drohenden erneuten Fest- 
nahme Selbstmord begangen hätte. 


Der Rentner Alfred Stumpe war über 80 Jahre alt und blind, seine 
Frau war über 70 Jahre alt. Beide waren politisch organisiert. 
Einzig und allein auf Grund von Spitzelberichten wurde der Vor- 
wurf erhoben, Frau Stumpe sei noch als Funktionärin aktiv tätig 
gewesen. Bei Vernehmungen von Hausbewohnern konnte kein Be- 
weis für die erhobenen Vorwürfe erbracht werden. Verschärfend 
wirkte, daß beide den Bezirks-Wahlvorschlag Charlottenburg der 
SED für die Wahl vom 5. Dezember 1954 durch ihre Unterschrift 
unterstützt haben. Im Antrag des Entschädigungsamtes, die Ent- 
scheidung des Landgerichts rückgängig zu machen, heißt es: 
„Es wird gebeten, unter Berücksichtigung der besonderen für Berlin 
bestehenden Situation die bisherige Rechtsprechung über die Bedeu- 
tung der Mitgliedschaft in der SED und ihren Organisationen noch 
einmal zu überprüfen.“ 
Durch dieses erneute Eingreifen des Entschädigungsamtes wurde 
die Entschädigungszahlung so lange verzögert, bis beide Eheleute 
kurz hintereinander verstarben. 


Westberlin mißachtet Rechtsgrundsätze 


Mit den Fällen Schmirgal und Stumpe kommt der Mißbrauch des 
Rechts im Interesse der Frontstadtpolitik des Senats ganz besonders 
kraß zum Ausdruck. In beiden Fällen wird unverhohlen zugegeben 
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(siehe Zitate), daß es die „besondere Situation Westberlins“ erforder- 
lich mache, besondere Maßstäbe anzulegen. Anders gesagt, die West- 
berliner Rechtsprechung steht im Widerspruch zu Grundsatz- 
entscheidungen und zu vielen Einzelurteilen in der Bundesrepublik, 
wobei selbst dort keineswegs mehr von Rechtstaatlichkeit gesprochen 
werden kann. Zwei Beispiele sollen beweisen, daß es im Gegensatz 
zu Westberlin in Westdeutschland Entschädigungsgerichte gibt, die 
sich noch nicht zu verfassungswidrigen Handlungen mißbrauchen 
lassen. 


Die Entschädigungskammer des Landgerichtes Hannover hat am 
8. Juni 1957 Herrn Heinrich Briam aus Hannover die Be- 
rechtigung seiner Entschädigungsforderung zuerkannt. Die Ent- 
schädigungsbehörde hatte am 13. Februar 1957 einen Antrag ab- 
gelehnt, da Briam hauptamtlicher Funktionär der KPD bis zu deren 
widerrechtlichem Verbot war. 


„Gemäß Art.21 Abs.2 des Grundgesetzes kann die Verfassungs- 
widrigkeit einer Partei nur durch das Bundesverfassungsgericht fest- 
gestellt werden. Bis zu einer solchen Feststellung wird unterstellt, 
daß ihre Tätigkeit sich in einem legalen Rahmen bewegte.“ 


Fin ähnliches Urteil fällte das Landgericht in Lüneburg am 5. April 
1957. Herrn Friedrich Steinmetz, ebenfalls hauptamtlicher 
Funktionär der KPD, wurde die von der Entschädigungsbehörde 
abgesprochene Entschädigung zuerkannt. In der Entscheidung heißt 
es: 
„Allein darin, daß der Beklagte überzeugter Kommunist ist und sich 
für die KPD bis zu deren Verbot eingesetzt hat und auch einige Zeit 
erster Sekretär der KP-Kreisgruppe Lüneburg und schließlich haupt- 
beruflich für die KPD tätig war, kann ein Bekämpfen der freiheit- 


lichen demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes 
nicht erblickt werden. ... 


Die KPD wurde bis zu ihrem Verbot durch das Bundesverfassungs- 
gericht als legale Partei behandelt.“ 


Auf Grund der feindlichen Einstellung des Westberliner Senats und 
der Verwaltungs- und Entschädigungsgerichte sind die Wider- 
standskämpier besonders bedroht in ihrer gesundheitlichen Be- 
treuung, wenn sie abgelehnt werden, also von der Entschädigung 
und Anerkennung ausgeschlossen sind und Arbeitslosen- oder 
Sozialunterstützung beziehen. Wenn sie auf Grund der langen Ver- 
folgungszeit, die sie durchgemacht haben, krank sind, können sie 
nur 7,50 DM je Monat für Medikamente in Anspruch nehmen. Das 
bedeutet eine weitere ernstliche Gefährdung ihrer Gesundheit. Das 
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Eintschädigungsrecht sieht vor, daß Menschen, die gegen den Faschis- 
mus kämpften und gesundlich geschädigt wurden, ein Heilverfahren 
bekommen oder daß sie, wenn sie mehr als 25 Prozent arbeitsunfähig 
sind, Anspruch auf Rente haben. 

Es ist nur in den seltensten Fällen möglich, von Westberliner Ärzten 
Gutachten zu bekommen, daß die Leiden aus der Verfolgungszeit 
herrühren. Meist beginnt die Untersuchung mit einer langen poli- 
tischen Diskussion, warum der Betreffende in Haft war, wie hoch 
die Strafe gewesen ist usw., und das abschließende Urteil stellt dann 
{est, daß die Krankheit des Betreffenden auf Alterserscheinungen 
zurückzuführen ist, und das Entschädigungsgericht weist natürlich ab, 


A. Stockschläge auf den Magen 


Neben die Verweigerung von Entschädigungszahlungen und PrıV- 
Renten treten andere wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen, wie Ren- 
tenentzug und Entlassungen, als politisch-wirtschaftliche Zwangs- 
mittel, alle Westberliner Bürger der Frontstadtpolitik des Senats 
untertan zu machen. Nicht nur aufrechte Widerstandskämpfer, die 
Opfer des Faschismus wurden, sondern auch Bürger, die nach der 
Spaltung Berlins gegen militaristische und neofaschistische Tenden- 
zen auftraten und. von dem Recht Gebrauch machten, sich demo- 
kratischen Organisationen anzuschließen, oder die für den Frieden 
eintraten, werden verfolgt. 


Verweigerung von Renten 


Frau Susanne Ehrenfeld wurde 1943 von den Faschisten zu 
6 Jahren Zuchthaus verurteilt. Selbstverständlich blieb sie auch nach 
1945 ihrer antifaschistischen Gesinnung treu. Am 2. Februar 1953 
wurde sie aberkannt und ihre PrV-Rente gesperrt. Aber diese Maß- 
nahmen genügten dem Westberliner Senat noch nicht. Sogar ihre 
rechtmäßige Invalidenrente wurde ihr entzogen, indem man sie, die 
sich während der faschistischen Haftzeit schwere gesundheitliche 
Schäden zugezogen hatte, einfach für gesund erklärte. Jahrelang 
mußte die schwerkranke und arbeitsunfähige Antifaschistin ihr 
Leben von der Sozialunterstützung fristen. Da man auch mit dieser 
Maßnahme sie nicht zum Verrat an ihrer Gesinnung bewegen 
konnte, wurden neue wirtschaftliche Repressalien ergriffen. Ihr 
schwerbeschädigter beinamputierter Sohn, der nach langen vergeb- 
fichen Bemühungen um eine Lehrstelle in Westberlin eine im demo- 
kratischen Sektor gefunden hatte, wurde unter Hinweis auf die 
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politische Haltung seiner Mutter vom Lohnumtausch ausgeschlossen, 
Am 15. November 1954 schrieb der Senator für Arbeit und Sozial- 
wesen zum Antrag auf Lohnumtausch: 


„Der Senator für Arbeit und Sozialwesen ist berechtigt, auf Grund 
des ’gleichen Paragraphen Sondergenehmigungen zum Lohnumtausch 
zu gestatten, jedoch stellt die Erteilung einer derartigen Sondergeneh- 
migung eine Ermessensentscheidung dar. Aus diesem Grunde muß in 
jedem Falle die besondere Würdigkeit des Antragstellers und seiner 
Familie geprüft werden. Da die politische Beeinflussung in östlicher 
Hinsicht bei den sogenannten ‚volkseigenen‘ Betrieben außerordent- 
lich stark ist, werden Jugendliche, die bei solchen Betrieben eine 
Ausbildung ableisten wollen, grundsätzlich nur dann im Wege der 
Sondergenehmigung zum Lohnumtausch zugelassen, wenn das Eltern- 
haus die Gewähr dafür bietet, daß die schädlichen Einflüsse im Be- 
trieb durch erzieherische Maßnahmen ausgeglichen werden können.“ 


Das heißt, nur der wird in den Lohnumtausch einbezogen, der be- 
reit ist, die Hetze gegen die DDR und ihre sozialistischen Errungen- 
schaften mitzumachen. 


Schließlich wurde noch ein Lebensmittelpaket der VVN, das Frau 
Ehrenfeld zum Geburtstag überbracht werden sollte, vom Zoll ein- 
behalten und die Überbringer über Nacht inhaftiert. Diese viel- 
fachen Schikanen und „Schläge auf den Magen“ trugen wesentlich 
zur Verschlechterung des Gesundheitszustandes der Frau Ehrenfeld 
bei. Nach neunmonatigem Krankenlager schloß sie, wenige Tage 
nach der Mitteilung, daß die widerrechtlich vorenthaltene Invaliden- 
rente ausgezahlt würde, für immer die Augen. 


Frau Hanna Ehler aus Berlin-Friedenau erhielt Hinterbliebe- 
nenrente für ihren verstorbenen Mann, der als Postinspektor tätig 
war. Da sie Mitglied der SED war, wurde am 12. Januar 1954 ein 
Untersuchungsverfahren nach dem Bundesbeamtengesetz (BBG) 
gegen sie eingeleitet. Da sie in einem Verwaltungsstreitverfahren 
in der ersten Instanz Recht erhielt, legte die Bundsspostdirektion 
Berufung ein. Frau Ehler wurde die Rente für 2 Jahre aberkannt. 
Sie wurde weiterhin politisch bespitzelt und von der Abteilung I 
(Politische Polizei) vernommen, um so die Grundlage. für eine neue 
Sperrung der Rente zu schaffen. Die Rente. wurde erneut bis zum 
3l. Januar 1959 gesperrt. Bei der Abweisung der Revision begrün- 
dete Senatspräsident Pauli vom Oberverwaltungsgericht dies mit 
der Verletzung der Treuepflicht. 


„Die Klägerin steht zwar nicht in einem Beamtenverhältnis, das es 
ihr zur Pflicht machen würde, jederzeit für die freie demokratische 


52 


Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten ($52 Abs. 2 
BBG). Sie nimmt aber die besondere Fürsorge des Staates in An- 
spruch, die dieser auch Beamtenwitwen zuteil werden läßt. Der Für- 
sorgepflicht des Staates gegenüber dem Beamten entspricht dessen 
Treuepflicht. Wenn das Gesetz diese Fürsorgepflicht nach dem Tode 
des Beamten auf dessen Witwe ausdehnt, so geschieht dies, wie 
gerade 8 167 BBG klarstellt, unter der Voraussetzung, daß die Treue- 
pflicht, die nach dem Tode des Beamten als eine Treuepflicht eigener 
Art der Versorgungsberechtigten fortwirkt, auch weiterhin nicht ver- 
letzt wird.“ 


Am 13. Februar 1957 mußte die V. Kammer des Westberliner Ver- 
waltungsgerichtes unter Vorsitz des Verwaltungsgerichtsdirektors 
Richter Recht vor Gewalt ergehen lassen und die erneute Renten- 
sperrung bis 1959 ablehnen. Im Gegensatz zur üblichen Westberliner 
Rechtsprechung wurde erklärt, daß die Mitgliedschaft in einer zu- 
gelassenen Partei keine Handhabe für die Anwendung des Beamiten- 
gesetzes und eine Rentensperre biete. In der Begründung heißt es: 
„Die Mitgliedschaft allein in einer Partei, die im westlichen Teil von 
Berlin nicht nur geduldet wird, sondern auch zur letzten Wahl zum 
Abgeordnetenhaus zugelassen war, schließt für sich allein noch nicht 
eine Betätigung gegen die freiheitliche Grundordnung ein. ... 
Fehlt es aber an einer freiheit-feindlichen und antidemokratischen 
Betätigung der Klägerin, so war die Beklagte nicht berechtigt, ihr die 
Versorgungsbezüge erneut zu entziehen. Der angefochtene Bescheid 
verletzt somit ihre Rechte und war deshalb aufzuheben.“ 


Trotz dieser eindeutigen Rechtslage hat die Landespostdirektion als 
Beklagte Berufung eingelegt. Damit erweist sich wieder, daß der 
Senat und Westberliner Behörden die treibenden Kräfte im Rechts- 
mißbrauch zugunsten der Frontstadtpolitik sind. 


Durch politische Schikanen in den Tod getrieben 


Die pensionierte Lehrerin Frau Anna Maestchen wurde durch 
die dauernden Schikanen der Westberliner Behörde in den Tod 
getrieben. Sie war gläubige Katholikin und trat aus ihrer religiösen 
Erziehung heraus aktiv für die Erhaltung des Friedens ein. Bei der 
Erteilung von Nachhilfeunterricht forderte sie die Mutter eines 
Kindes auf, ihre Unterschrift unter den Wiener Appell des Welt- 
friedensrates zu leisten. Dies wurde zur Grundlage genommen, um 
ein Dienststrafverfahren gegen sie zu eröffnen. Vom Reinickendorfer 
Bezirksbürgermeister Dünnebacke erhielt sie im Juli 1955 die Mit- 
teilung, daß die Pension um zwei Drittel gekürzt wird. In einem, 
die alte Dame äußerst beanspruchenden Verfahren gelang es, diesen 
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Angriff abzuweisen. Als sie bei der Vorbereitung einer Veranstal. 
tung des DFD zum Schutze der Jugend gegen die Comics mithalf, 
wurde sie erneut verhört. Das war am 4. Januar 1956. In dieser 
Vernehmung wurde Frau Maestchen derartigen Drohungen ausge. 
setzt, daß sie völlig gebrochen nach Hause kam. Sie erklärte gegen- 
über Bekannten, daß sie dieses Kesseltreiben nicht mehr aushalte, 
und nahm sich in der Nacht vom 4. zum 5. Januar 1956 das Leben, 
Die Frontstadtstrategen hatten ihr Ziel erreicht. 


Grundsatzurteile werden ignoriert 


Herr Anton Lesske, Berlin-Lichtenrade, war jahrzehntelang 
bei der Gasag beschäftigt. Da er Mitglied des FDGB war, wurde er 
nach der Spaltung Berlins von seiner Westberliner Dienststelle für 
die Zentrale der Gasag zur Verfügung gestellt. Solche dienstlichen 
Versetzungen sind nicht ungewöhnlich, sondern berufsüblich. Nach 
Erreichung des Pensionsalters im Jahre 1954 meldete er beim Senat 
seine Ansprüche an. Diese wurden ihm verweigert, weil er angeb- 
lich 1949 aus politischen Gründen entlassen worden sei. Herr Lesske 
nahm alle Rechtsmittel in Anspruch. In einem dreijährigen Rechts- 
streit durch alle Instanzen wurde nun am 2. Juli 1957 vom Bundes- 
verwaltungsgericht in Kassel entschieden, daß Herr Lesske seine 
Pension zu beanspruchen hat. 


Der Westberliner Senat, auch in diesem Falle besonders der SPD- 
Innensenator Lipschitz, ist sich durchaus darüber im klaren, daß 
die Rechtsansprüche der Rentner und der sonstigen Ausgeschlossenen 
begründet sind und nach dem gültigen Recht anerkannt werden 
müßten. 


In diesem und in anderen Fällen verfolgt der Senat die Politik, die 
rechtsunkundigen Pensionäre entweder einzuschüchtern oder die 
Angelegenheit so lange hinzuziehen, bis diese Menschen möglichst 
darüber hinwegsterben. 


Obwohl dieses Grundsatzurteil Lesske ergangen ist, warten noch 
eine ganze Reihe Angestellter der Gasag, denen mit der gleichen 
Begründung die Rente aberkannt wurde, auf die Rückgängigmachung 
dieser ungesetzlichen Maßnahme. Zu dem Personenkreis, die nach 
dem Grundsatzurteil Lesske als Gasag-Angestellte noch offene An- 
sprüche erneut angemeldet haben, gehören u.a.: 


Herr Franz Günther aus Lichterfelde-West, Herr Wilhelm 
Bıuer, Mariendorf, Herr Otto Koschke, Schöneberg, Herr 
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Hermann Koch, Steglitz, Herr Otto Kochmann, Tegel, 
Herr Walter Dalichow, Mariendorf. Frau Katharina 
Hahn, Konradshöhe, war jahrzehntelang im Rudolf-Virchow- 
Krankenhaus beschäftigt und wurde dort im September 1948 wegen 
politischer Betätigung entlassen. Auch ihr wurden die Ruhe- 
gehaltsansprüche aberkannt. 


Neue Schikanen werden vorbereitet 


Am 6. September 1957 hat die 19. Kammer des Arbeitsgerichtes Ber- 
lin ein neues Grundsatzurteil gefällt, nach dem die Mitgliedschaft 
in der SED vom Innensenator Lipschitz (SPD) als Handhabe ge- 
nommen werden kann, früheren städtischen Bediensteten die Zah- 
Jung von Versorgungsbezügen zu verweigern bzw. nachträglich zu 
entziehen. Damit wird eine neue Verfolgungswelle gegen Hunderte 
Westberliner Arbeiter und Angestellte vorbereitet. Die Auslegungs- 
praxis der Westberliner Behörden bei der Behandlung von PrV- 
Ansprüchen läßt schon heute den Schluß zu, daß auch bei dieser 
neuen Bestimmung nicht nur die Mitgliedschaft in der SED, sondern 
die in jeder demokratischen Organisation, die von Westberliner Be- 
hörden als „kommunistische Tarnorganisation“ bezeichnet wird, als 
Entzugsgrund gilt. 


Verweigerung der Winterbeihilfen 


In jedem Jahr verweigerte der Westberliner Senat Jie vom Ab- 
geordnetenhaus beschlossene jeweilige Weihnachtsbeihilfe einem 
großen Personenkreis. Wiederum sind alle die betroffen, die sich 
nicht bedingungslos der Frontstadtpolitik unterordnen. Auch Weih- 
nachten 1957 handelte es sich um mehrere Hundert Personen, denen 
„totalitäre Lebensführung“ oder „kommunistische Zersetzungs- 
arbeit“ vorgeworfen wurde. Ein Schulbeispiel ist der Fall des Herrn 
Hans Kubitza aus Neukölln. Herr Kubitza ist beinamputiert 
und hat ein Kind. Ihm wurde die Unterstützung entzogen, weil er 
Mitglied der SED und der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische 
Freundschaft sei. Im Gegensatz zu den meisten der Betroffenen 
reichte Herr Kubitza eine Verwaltungsklage ein. Der Senator für 
Arbeit und Sozialwesen beantragte am 15. Juli 1957 die Abweisung 
der Klage. In seiner Begründung heißt es: 


„Meine Beschwerdeentscheidung vom 27. März 1957 ist zu Recht er- 
gangen. Der Antrag des Klägers auf Gewährung einer einmaligen 
Winter- und Weihnachtsbeihilfe für bedürftige Berliner ist abgelehnt 
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worden, weil der Kläger nach den Richtlinien über die Gewährung 
der Winter- und Weihnachtsbeihilfe für bedürftige Berliner (Rund. 
verfügung Nr. 76/1956) von dem Bezug der Beihilfe ausgeschlossen 
war. Ziffer VIV der Rundverfügung lautet: 

‚Personen, die für die Beseitigung der Rechtsstaatlichkeit und für 
totalitäre Ideologien eintreten, sind von der Beihilfe, die keine Pflicht. 
leistung der öffentlichen Fürsorge ist, ausgeschlossen.‘ 

Der Ausschluß von der Zahlung der Winter- und Weihnachtsbeihilte 
ist erfolgt, weil der Kläger Mitglied der SED und Mitglied der Ge. 
sellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft ist.“ 


In der Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht wurde die Klage 
des Herrn Kubitza abgewiesen. 


Entlassungen 


In den letzten Jahren gehen die Westberliner Verwaltungen dazu 
über, Angestellte, die entweder Mitglied demokratischer Organi- 
sationen sind oder auch nur lose Beziehungen zur DDR unterhalten, 
aus der Dienststelle zu entlassen. 


Vom Dezember 1955 bis Januar 1956 wurden kurzfristig hinterein- 
ander bei der Berliner Bundesdruckerei 7 Betriebsangehörige ent. 
lassen. Mit Hilfe der Abteilung I (Politische Polizei) und unter Hin- 
zuziehung des Verfassungsschutzamtes wurden sie in einer plan- 
mäßigen Aktion aus der Druckerei entfernt. Der Sekretär des 
Personaldirektors Schmidt, Fechner, führte die entsprechenden 
Bespitzelungen, Verhöre und fristlosen Entlassungen im Stil der 
früheren Gestapo-Abwehrbeauftragten durch. 


Der Drucker Adam Kulka, Wedding, der seit 38 Jahren in der 
Bundesdruckerei tätig war, und Erwin Holzmann aus Trep- 
tow wurden wegen ihrer Mitgliedschaft in der SED entlassen. Der 
parteillose Alfred Koeppe aus Tempelhof wurde entlassen, weil 
er seine Verwandten in Thüringen besucht hatte. 


Charlotte Hannebohn, Charlottenburg, ebenfalls parteilos, 
wurde wegen einer Leserzuschrift in der „BZ am Abend“ entlassen. 
Mit ähnlichen Begründungen wurden die in der Bundesdruckere 
beschäftigten Arbeiter Späth, Schmidt und Granas au 
der Druckerei entfernt. Alle Betroffenen klagten vor dem Arbeits 
gericht. Die Rechtslage war ausgesprochen zugunsten der Ent 
lassenen. Die Bundesdruckerei weigerte sich jedoch kategorisch, aud 
nur einen der Betroffenen wieder einzustellen. 
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Herr Eduard Eichler, BerlinN, war beim Fuhrpark der Post 
in Schöneberg beschäftigt. Gegen ihn wurde am 20. April 1956 ein 
pienststrafverfahren eingeleitet und er selbst auf halbes Gehalt ge- 
setzt. Er wurde beschuldigt, Mitglied der SED zu sein und damit 
keine Gewähr für eine demokratische Gesinnung zu bieten. Das 
Verfahren hatte zum Ziel, ihn zu entlassen. Das Arbeitsgericht be- 
stätigte diese eindeutig politisch motivierte Entlassung. 


Sein Sohn Adolf Eichler war als Postfacharbeiter tätig. Er 
wurde gleich auf der Dienststelle von zwei Vertretern des Verfas- 
sungsschutzamtes am 14. März 1957 vernommen und beschuldigt, 
Mitglied der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft zu 
sein. In einer Verhandlung vor dem Arbeitsgericht wurde seine 
fristlose Kündigung in eine fristgemäße umgewandelt. Das war der 
einzige „Erfolg“ vor dem Westberliner Arbeitsgericht. 


Herr Fredy Pape, Berlin-Neukölln, wurde am 29. Mai 1957 beim 
Fernmeldebauamt Tempelhof fristlos entlassen, da er Mitglied der 
Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freundschaft war. 


Angesichts dieser seit Jahren geübten Praxis muß es als reiner Hohn 
und als Demagogie bezeichnet werden, wenn die Westberliner Front- 
stadtpolitiker, die Westberliner Presse und die westlichen Stadt- 
kemmandanten Krokodilstränen über angekündigte Maßnahmen des 
demokratischen Magistrats gegen Grenzgänger vergießen. Die Aus- 
nutzung des künstlich aufrechterhaltenen Schwindelkurses zur per- 
sönlichen Bereicherung einzelner Berliner Bewohner muß im Inter- 
esse der Westberliner Arbeiter und im Interesse der Gesamtbevölke- 
rung des demokratischen Sektors durch geeignete zumutbare Maß- 
nahmen in Zukunft verhindert werden. Ausgerechnet die Kräfte, die 
die Beschäftigung im demokratischen Sektor im Interesse ihrer 
arbeiterfeindlichen Politik verfolgen und bestrafen, wenden sich 
jetzt gegen diese Maßnahme, In der Erklärung der westlichen Stadt- 
kommandanten heißt es: 


„Eine Politik, die im Ergebnis die Menschen zwingen würde, sich 
für ihr Heim oder ihren Arbeitsplatz zu entscheiden, stände im 
krassen Widerspruch zu den gemeinsamen Bemühungen der vier 
Besatzungsmächte, eine Entspannung herbeizuführen.“ 


Die in dieser Dokumentation dargelegten Beispiele beweisen ein- 
deutis, daß in Westberlin gerade diese Politik mit einer jeder 
Demokratie hohnsprechenden Begründung seit Jahren praktiziert 
wird. 
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Faschistische Totschläger am Werk 


Der Selbstmord des Handwerksmeisters Bernhard Waltenberg au 
Berlin-Frohnau beweist, daß durch die Hexenverfolgung, die der 
Westberliner Senat inszeniert, die faschistischen Elemente Morgen. 
luft wittern und aufgefordert werden, ihr schmutziges Spiel erneut 
zu treiben. 


Herr Bernhard Waltenberg war parteilos und arbeitete im Kreis 
friedensrat Reinickendorf mit. Als Korrespondent französischer ung 
Schweizer Zeitungen nahm er oftmals gegen neofaschistische un 
militaristische Tendenzen in Westberlin Stellung. Er war diesen 
Kreis in Reinickendorf besonders verhaßt. Die Senatsdienststelle 
nahmen ihm ebenfalls seine Tätigkeit übel und verhängten wirt. 
schaftliche Schikane gegen ihn. Es wurden ihm Aufträge entzogen 
Steuern rigoros eingetrieben, so daß er zum Schluß vor dem geschäft. 
lichen Zusammenbruch stand. 


Da Herr W. Unterschriften für den Wiener Appell zur Ächtung de 
Atombombe gesammelt hatte, wurde gegen ihn ein Verfahren weger 
angeblichen Verstoßes gegen die Verordnung 501 eingeleitet. Durd 
die überzeugende Art seines Auftretens für den Frieden gelang « 
W., in dem Termin am 23. Dezember 1955 in Moabit die Einstellun; 
des Verfahrens zu erzwingen. 


Dieser Mißerfolg der Frontstadtjustiz ließ aber die faschistischer 
Elemente in dem Bezirk nicht schlafen. W. wurde ständig beschatte 
und am 12. April 1956 kurz vor seiner Wohnung von drei Unbe 
kannten mit Schlagringen zusammengeschlagen. Eine Anzeige bei de 
Kriminalpolizei blieb ohne Erfolg, wie zu erwarten war. 


Die ständigen politischen Verfolgungen und der: wirtschaftliche Boy- 
kott brachten W. zum völligen Zusammenbruch, so daß er sich an 
8. Juni 1956 das Leben nahm. 


Zusammenfassend ergibt sich, daß die konsequentesten Gegner de 
Faschismus und Militarismus, die damit zugleich am konsequer 
testen die Ziele der Demokratie vertreten, in dem angeblich s 
freien und demokratischen Westberlin den größten und schärfste 
Verfolgungen und Schikanen ausgesetzt sind. Die Tätigkeit d 
Senats konzentriert sich trotz aller gegensätzlichen Lippenbekenn 
nisse nicht gegen immer noch aktive und anmaßende Naziführer ur: 
gegen die immer offener auftretenden faschistischen Gruppen, sor 
dern mit voller Kraft gegen Antifaschisten und alle, die für demt 
kratische und friedliche Verhältnisse in Westberlin eintreten, 
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Nachwort 


Die in dieser Dokumentation veröffentlichten Materialien zeigen selbst- 
verständlich nur einen Ausschnitt aus der staatlich geförderten Militari- 
sierung des öffentlichen Lebens in Westberlin. 


Die Gefahren, die aus dieser Situation erwachsen, können nur gebannt 
werden, wenn sich die Verhältnisse in Westberlin grundlegend ändern, 
und in ganz Berlin eine Politik des Friedens und der Verständigung 
betrieben wird. 


Ruhe und Frieden werden in Berlin erst wieder herrschen, wenn ver- 
wirklicht ist, was Regierung und Organisationen der DDR, vor allem 
die Bezirksleitung der SED, der demokratische Magistrat von Groß- 
Berlin und Westberliner Organisationen und Persönlichkeiten wieder- 
holt vorgeschlagen haben: 


1. Schluß mit der unseligen Frontstadtpolitik des kalten Krieges und dem 
Anschluß Westberlins an den Bonner NATO-Kurs. 


2, Beseitigung aller aktiven, belasteten Faschisten aus der Westberliner 
Verwaltung, Polizei und Justiz. 


3. Auflösung und Verbot aller Agenten- und Spionageorganisationen. 


4, Auflösung und Verbot aller militoristischen Soldaten- und SS- 
Verbände. 


5, Gemeinsames Vorgehen in ganz Berlin zur Verhinderung der Bonner 
Atom- und Raketenbewaffnung, für die Bildung eines atomwaffen- 
freien Raumes in Mitteleuropa. 


Das gemeinsame Auftreten Ost- und Westberlins gegen die tödlichen 
Gefahren der Verwandlung Westdeutschlands in einen Stapelplatz von 
Atom- und Raketenwaffen wäre der erste große entscheidende Schritt 
für die Entspannung der Lage in Deutschland, für die Normalisierung 
Innerhalb Berlins, für die Verwandlung Berlins in eine Hauptstadt des 
Friedens. 
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